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2editorial 

Seit dem Beginn der neoliberalen Wende vollzieht sich ein 
großer Wandel im Bereich der Kunst und Kultur. Die sich stetig 
ändernden Regulierungen in diesem Feld prägen einerseits den 
Inhalt und die Bedeutung von Kunst und Kultur, andererseits 
bringen sie auch neue Produktionsweisen mit sich. Dies ge-
schieht vornehmlich durch das Aufzwingen einer ökonomischen 
Rationalität, durch die Reduzierung von finanzieller Unterstüt-
zung oder durch die Modifizierung der Kriterien für öffentliche 
Subventionen. Als Folge davon hat sich die Rolle der KünstlerIn-
nen im Prozess der Kunstproduktion stark gewandelt und ist von 
gegenseitiger Konkurrenz gekennzeichnet. Ihre Outputs hinge-
gen durchlaufen eine schleichende Homogenisierung, was zum 
Verschwinden sowohl von ästhetischen und konzeptionellen Un-
terschieden wie auch von unterschiedlichen Arbeitsweisen führt. 
Die Wirtschaftskrise von 2008 ebnete den Weg für eine neue 
Stufe im Prozess der Neoliberalisierung der Gesellschaft. Vor der 
Krise folgte sie eher klassisch liberalen Werten, seit der Krise ist 
sie paradoxerweise stark mit den Ideen und Werten der Rech-
ten verknüpft. Diese konservative Wende manifestiert sich im 
heutigen Europa auf vielfältigste Weise. Die Angst und soziale 
Unsicherheit der Menschen, hervorgerufen durch staatliche Ein-
sparungsmaßnahmen, wurden zum Spielball der Agitation der 
Rechten. Auch die Unterscheidung zwischen Kerneuropa und 
Peripherie wirkte befruchtend auf den Erfolg von konservativen 
Parteien. Doch für beide, Kerneuropa und Peripherie, gilt: Kunst 
und Kultur haben sich in immer größerem Ausmaß als eines von 
vielen instrumentalisierten politischen Feldern den Interessen 
der jeweiligen Regierungen unterzuordnen.
Unter diesen Vorzeichen versucht diese Ausgabe den gegenwär-
tigen Status der europäischen Kulturpolitik aus verschiedenen 
Blickwinkeln zu beleuchten. Sowohl mit den Mitteln der Theorie 
als auch mit Beispielen aus der Praxis sollen die Komplexität 
der politischen Instrumentalisierung von Kunst und Kultur und 
ihre konkreten gesellschaftlichen Auswirkungen aufgezeigt 
werden. Dass die gegenwärtige Phase eines autoritären Neo-
liberalismus die Möglichkeiten für politische Teilhabe eingeengt 
und in gleichem Maße die Erosion der sozialen Sicherheit und 
der Menschenrechte beschleunigt hat, lässt sich besonders an-

schaulich anhand der ehemals sozialistischen Staaten zeigen, 
wo wir Beispiele für eine zunehmend arrogante Politik finden, die 
künstlerische Äußerungen und Kritik nicht nur ignoriert, sondern 
oft auch kriminalisiert. Während in Polen das Theater zu einem 
der letzten öffentlichen Plätze wurde, an denen eine offene 
Debatte und eine freie und kritische (künstlerische) Meinungs-
äußerung noch möglich ist, versucht die Regierung Orbán durch 
eine gezielte Politik einerseits der Repression, andererseits des 
Laisser-faire, Kunst und Kultur als eine Art Puffer für den all-
gemeinen gesellschaftlichen Dissens in Ungarn zu instrumenta-
lisieren. Der politische Widerstand ist, wie wir an den Beispielen 
von Ungarn und Kroatien sehen, keinesfalls geeint, sondern ist 
geprägt von inneren Widersprüchlichkeiten und Konflikten und 
zersplittert sich in mehrere Gruppen. Begründet ist dies unter 
anderem in dem Umstand, dass die schleichende Prekarisierung 
negative Auswirkungen auf das soziale Bewusstsein und Selbst-
verständnis der Kunst- und KulturproduzentInnen mit sich 
bringt und so ein Begreifen der eigenen strukturellen Position 
und einen damit einhergehenden organisierten Widerstand ver-
unmöglicht. Natürlich gibt es auch erfreuliche Gegenbeispiele, 
wo sich als Reaktion auf die EU-weite zunehmende Kommodifi-
zierung, die stets auf Kosten der Demokratisierung der Gesell-
schaft vonstattengeht, neue Modelle einer unabhängigen und 
selbst-organisierten lokalen Szene entwickeln. 
All diese Aspekte sind auch in der hiesigen Kulturpolitik ein The-
ma. Die IG Kultur Steiermark, die sich für diese Ausgabe mitver-
antwortlich zeichnet, zeigt auf, dass es nicht immer eine extre-
me rechte Kraft braucht, um die Kritik aus den Reihen der Kunst 
und Kultur zum Verstummen zu bringen oder zu marginalisieren: 
In Österreich treibt die rot-schwarze (mittlerweile rot-türkise) 
Partnerschaft das Projekt des neoliberalen Wandels ebenso 
gnadenlos voran wie in den meisten anderen EU-Ländern. Aus 
diesem Grund scheint es wichtig, dass wir, Kunst- und Kultur-
produzentInnen, TheoretikerInnen und politische AktivistInnen, 
unsere Lehre aus Oliver Frljićs Theater ziehen und uns rück-
besinnen auf die zentrale Rolle des Politischen in der Kunst, um 
ihr ihre gesellschaftliche Relevanz zurückzugeben.
	 Lidija Krienzer-Radojević
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angebot und vielfältigen Partizipationsmöglichkeiten wurden, 
seitdem die FPÖ für die Anlagen- und Gewerbebehörde ver-
antwortlich ist, durch eine wesentlich restriktivere Auslegung 
der gesetzlichen Regelungen unter Druck gesetzt und teilwei-
se geschlossen. Im Fall einiger von MigrantInnen geführten  
Kulturvereinen gab es ohne Vorwarnung Strafanzeigen nach 
dem Gewerbeordnungsgesetz. Selbst Vereine, die zu 100 Pro-
zent ehrenamtlich arbeiten, beschuldigte man des so genannten 
„versteckten Gewerbes“. Bürgermeister Siegfried Nagl (ÖVP) 
selbst wünschte sich, nach einer bereits von der Stadt-FPÖ ge-
forderten Umgestaltung des seit 1959 als offen und interdiszip-
linär geführten Forum Stadtpark zu einem Biergarten, öffentlich 
eine Schaffung eines Kulturcafés ebenda.2

Seitens der Landes-FPÖ kam es in anderem Zusammenhang auch 
zu öffentlichen Diffamierungen. Die „offene Jugendarbeit“ in der 
Steiermark wurde als „Wegbereiter für linksgerichtete Phantasie-
theorien“ bezeichnet und ISOP (Innovative Sozialprojekte), einem 
anerkannten Projekt an der Schnittstelle Soziales, Integration und 
Kultur, wurden „dubiose Tätigkeiten“ unterstellt.3

Diese Beispiele verdeutlichen eine Negativentwicklung in der 
Grazer bzw. steirischen Kulturlandschaft, die nicht erst mit der 
neuen Koalitionsregierung ihren Anfang genommen hat, aber 
mit dieser – obgleich das oben angeführte Bekenntnis einen 
Wandel verspricht – eine Fortsetzung, wenn nicht Verschlim-
merung findet. Es fehlen klare und vehemente Bekenntnisse zu 

„Graz ist geprägt von Diversität, die mit dem Begriff der „Stadt 
der Menschenrechte“ den Dialog zum Zentrum zwischen kul-
turellen Unterschiedlichkeiten erklärt. Kultur ist somit auch 
eine besonders tragfähige Brücke über Differenzen des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens. […] Die freie Kulturszene ist ein 
integraler Bestandteil des Grazer Kulturlebens und soll auch 
weiterhin bestmöglich gefördert werden.“
So steht es zumindest in der „Agenda 22“, dem Arbeitspro-
gramm1, der im April 2017 angelobten schwarz-blauen Regierung 
in Graz. Doch was heißt das konkret? Wer nimmt diese Aufgaben 
wahr? Wer gewährleistet Diversität? Wer führt Dialoge und baut 
gesellschaftliche Brücken? Und, unter welchen Bedingungen? 
 
KulturarbeiterInnen verstehen sich als intensive Mitgestalte-
rInnen und zentrale Säule gesellschaftlichen Zusammenhalts. 
Neben der Kunstproduktion und -präsentation geht es darum, 
kulturelle Grundlagen und Fundamente für ein gutes Miteinander 
zu schaffen. Dabei stehen sie nicht nur in Graz vor vielfältigen 
Aufgaben und Herausforderungen – nicht nur im eng gefassten 
Kunst- und Kulturfeld, sondern darüber hinaus in den Bereichen 
Bildung, Integration, Jugendarbeit, Stadtgeschichte und -ent-
wicklung etc.
Diese kulturelle Basisarbeit im Unter- und Mittelbau der Grazer 
Kulturinitiativen läuft seit Jahren unter teilweise erschreckenden 
Bedingungen. Stichwort „Graz sperrt zu“. Nichtkommerzielle Ver-
einslokale mit niederschwelligem Kultur- und Veranstaltungs-

Simon Hafner

Kultur von unten 

Simon Hafner ist Musiker, DJ und Radiomacher und  
Vorstandsmitglied der IG Kultur Steiermark und der IG Kultur Österreich

Die Ressourcen sind 
erschöpft
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Dazu stagniert das Kulturbudget des Landes auf in Österreich 
vergleichsweise sehr niedrigem Niveau. Innerhalb des Budgets 
gibt es massive Verschiebungen hin zu landeseigenen bzw. eini-
gen wenigen etablierten Institutionen. Es gilt: „Die Kleinen retten 
die Großen.“7 Parallel dazu werden erhöhte Eigenmittelanteile und 
wirtschaftliches Agieren der FördernehmerInnen eingefordert. In-
frastrukturelle Maßnahmen werden de facto nicht mehr gefördert 
und das Gespenst der so genannten „Initialförderung“, also einer 
reinen „Anstoßförderung“ für Kulturinitiativen, geht um.

Dass sich im Kulturbereich tätige Menschen in einer fünfmal 
höheren Armutsgefährdung als andere österreichische Er-
werbstätige befinden, ist seit der 2008 vom Bundesministerium 
für Unterricht, Kunst und Kultur in Auftrag gegebenen Studie 
„Zur sozialen Lage der Künstler und Künstlerinnen in Österreich“ 
bekannt. Durch die steirische Sozialpolitik und die restriktiven 
Kriterien der so genannten „Wohnunterstützung neu“ wird diese 
Berufsgruppe einmal mehr in eine existenzbedrohende Lage 
gedrängt. Sich eine adäquate Wohnung leisten zu können, wird 
aufgrund der seit Jahren steigenden Mieten – neben vielen an-
deren Betroffenen – auch für die einkommensschwache Gruppe 
der Kulturschaffenden immer schwieriger. 
Im kulturellen Feld in Graz tätig zu sein, bedeutet vielfach pre-
käre Arbeitsverhältnisse und auf niedrigem Niveau stagnierende 
Löhne, auch für hochqualifizierte Tätigkeiten. Dazu steigt der 
Anteil unbezahlter Arbeit bzw. die Notwendigkeit „unfreiwilligen“ 
Ehrenamtes. Auf den steigenden Rechtfertigungsdruck gegen-
über FördergeberInnen reagieren einige Betroffene dennoch mit 
einem Mehr an Produktion und Veranstaltungen. Man will nach 

einem vielfältigen Kulturleben abseits von Design, Creative In-
dustry und Großveranstaltungen. Es fehlt eine längst überfällige 
Reform im Verwaltungsbereich – Stichwort Good Governance. So 
schreibt der Verein „Stadtteilprojekt Annenviertel“ im April 2017 
in einer Aussendung: „Die Auslegungspraxis einzelner Behörden 
machen eine niederschwellige Nutzung des öffentlichen Raums 
durch kleinere, insbesondere Nachbarschaftsinitiativen so gut 
wie unmöglich. Mega-Event-Veranstalter können sich die Jahr 
für Jahr verschärften Auflagen und Einschränkungen vielleicht 
leisten, wir nicht. Ein Nachbarschaftsflohmarkt ist halt kein ‚Auf-
steirern‘“.4 Dass dann genau dieses Zelebrieren einer zur „Leit-
kultur“ erhobenen rauschenden Dirndl-und-Lederhosen-Schau 
laut Regierungsprogramm „in der strategischen Ausrichtung 
des Kulturamtes entsprechend berücksichtigt“ wird, ist ein wei-
teres Detail eines kulturpolitischen Desasters.
Dank einem anerkannt gut funktionierenden Beiratssys-
tem stand es zumindest in der Stadt Graz in den letzten Jahren 
vergleichsweise gut um die Fördermittelverteilung. Kulturini-
tiativen sind aber auch von zusätzlichen Geldern von Seiten des 
Landes Steiermark abhängig. Hier hat man es mit einer vielfälti-
gen Problemlage zu tun. Rund um das „Kulturkuratorium“, dem 
Beiratsgremium des Kulturlandesrates, gab und gibt es oftmals 
nicht nachvollziehbare Kriterien bei Förderentscheidungen, er-
hebliche Verzögerungen bei der Bearbeitung von Anträgen und 
auffällige Mittelerhöhungen der „eigenen“ Projekte der Kuratori-
umsmitglieder.5 Der Vorsitzende Igo Huber hat sich bislang noch 
selten mit fachlicher Kompetenz hervorgetan, wirft den Kultur-
schaffenden aber gerne mal „Träumerei“ vor und bezeichnet 
Kunst ohne Besucher als „Hobby“.6 Fo
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Mega-Event-Veranstalter können sich 
die Jahr für Jahr verschärften Auflagen 
und Einschränkungen vielleicht leisten, 
wir nicht. Ein Nachbarschaftsflohmarkt 
ist halt kein ‚Aufsteirern‘“.
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„Den Robotern die Arbeit, 
den Menschen die Kultur“.

außen Aktivität und Relevanz vermitteln, während man interne 
Ressourcen zusätzlich belastet. Neben punktuell entstehenden 
solidarischen Aktionen ist andererseits auch eine steigende 
Konkurrenz unter den Kulturinitiativen beobachtbar.

von Verlusten von rund 15 bis 25 Prozent der Arbeitsplätze. Ist 
es nicht längst notwendig, statt einem Festhalten am „Sinn-
stifter“ Arbeit, die adäquaten Rahmenbedingungen zu schaffen, 
um Kultur als das geeignetere Feld für Selbstentfaltung zu etab-
lieren? Oder wie es Thomas Diesenreiter (Kupf Oberösterreich)   
im Rahmen eines Open Space der IG Kultur Österreich formuliert 
hat: „Den Robotern die Arbeit, den Menschen die Kultur“.
Wie könnten nun Kulturschaffende aus diesem vielfältigen 
Dilemma einen Ausweg finden? Es braucht ein Mehrfaches: 
Kollektive, tiefgehende Auseinandersetzung und Reflexion der 
(kultur-)politischen Rahmenbedingungen könnten dazu führen, 
statt in einer Reproduktion der prekären Verhältnisse stecken 
zu bleiben, neue Lösungsansätze zu entwickeln und Handlungs-
spielräume abseits von Überforderungsspiralen und Rechtferti-
gungstaktiken zu eröffnen. Erhöhtes solidarisches Denken und 
Handeln ist nach „innen“ ebenso entscheidend wie auch für das 
Auftreten gegenüber den politischen AkteurInnen und Förder-
geberInnen Es ist notwendig, ein neues Selbstbewusstsein zu 
entwickeln und den auf das kulturelle Feld aufgebauten Druck 
wieder zurückzugeben. Dabei sollte auch nicht vergessen wer-
den, an der langfristigen Absicherung und Aneignung offener, 
kulturell vielfältiger, niederschwelliger und nichtkommerzieller 
Räume zu arbeiten.

Wesentlich ist, die über das kulturelle Feld hinaus bestehenden 
Partnerschaften zu stärken und auszubauen, gemeinsam wie-
der ein Momentum zu entwickeln, reaktionäre, ausschließende 
und anti-emanzipatorische Entwicklungen konsequent zurück-
zudrängen und progressive gesellschaftliche Entwürfe auch 
wieder politisch durchzusetzen. Nicht nur im kulturellen Feld. 
Nicht nur in Graz.∑

(1) PDF verfügbar unter http://www.graz.at/cms/bei-
trag/10286623/7570011/
(2) Siehe dazu den Artikel „Noch im grünen Bereich?“ von 
Maria Motter unter: http://fm4v3.orf.at/stories/1721256/
(3) http://www.fpoe-stmk.at/news-detail/fpoe-moitzi-jugend-
foerderung-gehoert-voellig-neu-ausgerichtet/
(4) http://annenviertel.at/2017/04/absage-flohmarkt/
(5) http://achtzig.com/2015/08/hart-aber-fair-das-kultur-
kuratorium-des-landes-steiermark/
(6) http://igkultur.mur.at/kulturpolitik/der-polternde-hobby-
mediator-offener-brief/
(7) http://www.igkultur.at/artikel/kultur-fuer-alle

Die Frage nach dem richtigen Umgang mit den kurz skizzierten 
Entwicklungen wird von Betroffenen oftmals mit einem trotzi-
gen „einfach weitermachen“ beantwortet. Aber wie lange noch? 
Wie soll man mit dem Verlust von Know-How umgehen, wenn 
KulturarbeiterInnen durch physische und/oder psychische Ein-
schränkungen und Erkrankungen plötzlich nicht mehr tätig sein 
können? Wo sollen junge Menschen abseits von unbezahltem 
Praktikum noch adäquate Erfahrungen im Kunst- und Kultur-
bereich sammeln? Ist hier nicht auch der personelle „Unterbau“ 
von etablierten Kulturinstitutionen bedroht? Was passiert, wenn 
niederschwellige und partizipative Zugänge zum kulturellen 
Leben verloren gehen? Was geschieht, wenn vielfältige Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben weiter eingeschränkt wird? Speziell 
im Hinblick auf die absehbaren digitalisierungs- und automati-
sierungsbedingten negativen Veränderungen am Arbeitsmarkt. 
Studien über die Entwicklung der nächsten zehn Jahre sprechen 
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Die AktivistInnen schwören dem  
Traum vom vermeintlichen Glück  
des Einfamilienhauses ab und 
glauben daran, dass auch hierzulande 
die Utopie selbstorganisierter und 
solidarisch verbundener Hausprojekte 
noch nicht ausgeträumt ist. 
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Die Lebenshaltungskosten steigen beständig und machen 
uns das schöne Leben immer schwerer. Ungerechtigkeiten in 
der Verteilungspolitik treffen dabei meist jene, die sie ohnehin 
nicht tragen können. Es ist der Zwang zur Gewinnmaximierung 
im kapitalistischen Wirtschaftssystem, der die Bedürfnisse der 
Menschen (z.B. Recht auf Wohnraum und Nahrung, Gleichbe-
rechtigung, freier Zugang zu Wissen usw.) zur Seite schiebt 
und den Profit für einige wenige als Ziel bestimmt. Besonders 
der Immobilienmarkt zeigt sich dabei als Spielwiese für profit-
orientierte Wohnbaukonzerne und global agierende Immobilien-
investorInnen. Dabei wird das Menschenrecht Wohnen zu einer 
exklusiven Ware, die für gewiefte SpekulantInnen eine fette 
Rendite verspricht. Und nicht nur Wohnraum, sondern auch 
Arbeits-, Kultur- und Lebensräume sind dabei vom Ausverkauf 
bedroht. Wie können einzelne Menschen hier ausbrechen? Gibt 
es noch Möglichkeiten, auch mit einem kleinen Geldbeutel über 
den eigenen Wohn- und Lebensraum bestimmen zu können und 
mitzumischen?

Kollektive 
Raumaneignung 
reloaded

Elisabeth Ertl

ig kultur | p
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habiTAT – für eine 
selbstorganisierte und 
solidarische Zukunft 
ohne Eigentum

Elisabeth Ertl ist Kulturschaffende und engagiert 
sich derzeit aktiv in den Vereinen habiTAT und 
fiftitu%. Sie lebt im Hausprojekt Willy*Fred in Linz.

Seit 2014 arbeitet das habiTAT – Verein zur Förderung selbst-
verwalteter und solidarischer Lebens- und Wohnformen – da-
ran, (Wohn-)Raum seinen privaten BesitzerInnen zu entziehen 
und langfristig zu vergemeinschaften. Dabei schwören die Ak-
tivistInnen dem Traum vom vermeintlichen Glück des Einfamilien-
hauses ab und glauben daran, dass auch hierzulande die Utopie 
selbstorganisierter und solidarisch verbundener Hausprojekte 
noch nicht ausgeträumt ist. Und dabei spielen nicht nur die Leist-
barkeit und der gerechte Zugang zum Dach über dem Kopf eine 
Rolle. Viele aktuelle Modelle – von Baugemeinschaften, Co-Hou-
sing-Gruppen bis hin zum Ökodorf – zeigen auch den Wunsch 
nach einer Reaktivierung kollektiver Lebensformen auf. Mit dem 
Solidarzusammenschluss des habiTAT organisiert sich derzeit 
eine soziale Bewegung, die mit seinem ausgetüftelten Rechts-
modell dem Anspruch einer gerade aufkommenden solidarischen 
Hausprojektbewegung und -ökonomie Genüge leisten soll.

Ende 2015 ist dem habiTAT mit der Projektgruppe Willy*Fred in 
Linz dann auch der imposante Freikauf seines ersten konkreten 
Hauses gelungen. Mit einer in Österreich beispiellosen Crowd-
funding-Kampagne konnten die AktivistInnen des Willy*Fred 
innerhalb von drei Monaten über eine Million Euro für den Eigen-
kapitalanteil der Kaufsumme von insgesamt 3,2 Millionen Euro 
in Form von privaten Krediten sammeln. Damit konnte ein zen-
tralgelegenes Haus in der Linzer Innenstadt erworben werden. 
Seither sind die rund 1.600 m2 Wohn- und Gewerberaum in der 
selbstverwalteten Hand seiner MieterInnen. Dabei bietet das 
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sitzen oder besetzen? Tatsächlich entstand die Idee des Syn-
dikats in Deutschland unter dem Druck steigender Repression 
und Zwangsräumungen in der HausbesetzerInnenszene Anfang 
der 1980er in Freiburg. Um die Häuser dauerhaft aus dem Im-
mobilienmarkt zu befreien, bewohnen und beleben zu können, 
wurde nach einer Realisierungsmöglichkeit gesucht.

Dabei ist ein Modell entstanden, welches den Eigentumstitel 
eines Hauses an eine juristische Person überträgt (hier: GmbH). 
GesellschafterInnen der Hausbesitz-GmbH sind dabei zu 49% das 
habiTAT und zu 51% der Hausverein, welcher sich aus den Miete-
rInnen bildet und auch die Geschäftsführung stellt. Die Rechte der 
GesellschafterInnen werden dabei soweit eingeschränkt, dass von 
einem Wiederverkauf des Hauses oder dessen Mieteinnahmen 
niemand persönlichen Profit abschöpfen kann. Aus privatem 
Kapital entsteht somit ein Nutzungseigentum, welches auf den 
Erhalt und die Verbesserung der Lebensqualität der MieterInnen 
ausgerichtet ist. Die BewohnerInnen des Hausprojekts sind da-
durch gleichzeitig MieterInnen und ihre eigenen VermieterInnen. 
Es wird kein privater Besitz erworben, sondern weiterhin Miete 
bezahlt und zudem kann über den eigenen Wohnraum selbst be-
stimmt und dieser frei gestaltet werden.

teilweise über 300 Jahre alte Haus eine selbstbestimmte Hei-
mat für über 30 BewohnerInnen und acht gemeinnützige Ver-
eine und Initiativen. Benannt im Gedenken an das gegen den Na-
tionalsozialismus agierende Widerstandsnetzwerk „Willy-Fred“ 
im Salzkammergut verfolgt die Hausprojektgruppe einen selbst-
gesteckten kulturpolitischen Auftrag. Neben dem Grundstreben 
des Dachverbandes habiTAT, dem Immobilienmarkt Häuser zu 
entziehen, gestalten und bespielen die BewohnerInnen und Nut-
zerInnen das Haus mit eigenen Regeln und Ideen. Die Auswahl 
der eingemieteten Vereine belegt die emanzipatorische, antiras-
sistische und queer-feministische Ausrichtung der unterschied-
lichen NutzerInnengruppen. So bietet beispielsweise das kol-
lektiv. kritische Bildungs-, Beratungs- und Kulturarbeit von und 
für Migrantinnen, welches ursprünglich aus dem altbekannten 
Verein maiz entstanden ist, täglich Basisbildungs- und Deutsch-
kurse für über 100 Migrantinnen an. Dabei nimmt das kollektiv. 
mit seinem Angebot mehr als die Hälfte der über 450 m2 Ge-
werbeflächen des Hauses ein. Die weiteren Räume der Gewerbe-
flächen werden von fiftitu% – einer queer-feministischen Künst-
lerInnenvernetzungsstelle – und vimö – Verein intergeschlecht-
licher Menschen – als Homebase genutzt. Ein KostNixLaden, ein 
Infobeisl und das partisan beauty café organisieren sich dabei 
im hauseigenen Kulturverein FreDDa. Der Kulturverein bespielt 
die Gemeinschaftsflächen des Hauses, welche auch als Schnitt-
stelle nach außen dienen und die Nachbarschaft beleben. Durch 
den gemeinsam eroberten Gestaltungsfreiraum lässt sich die 
Entstehung eines Mehrwerts beobachten, der bisher ungeahnte 
Möglichkeiten birgt. So wirkt das junge Hausprojekt über seine 
Mauern hinaus und ist jetzt schon aus Linz nicht mehr weg-
zudenken.

Doch wie genau gelingt es, dass die MieterInnen eines Hauses 
über alle Belange des täglichen Zusammenlebens, -wohnens 
und -arbeitens eigenständig bestimmen und sich selbst verwal-
ten können? Und das auch noch ganz ohne Eigentum und -ka-
pital der AktivistInnen selbst? Dass dieses Hausprojekt realisiert 
und belebt werden konnte, liegt an der besonderen Modellierung 
der habiTAT-Struktur. Dabei hat das habiTAT die Ideen des deut-
schen Mietshäusersyndikats kopiert und dessen Strukturen auf 
den österreichischen Rechtsraum übertragen. Denn das Miets-
häusersyndikat macht selbstverwaltetes und solidarisches 
Wohnen schon seit bald 25 Jahren vor. In diesem Dachverband 
organisieren sich derzeit über 120 Hausprojekte mit über 3.000 
BewohnerInnen, die auch ständig neue Projekte dabei unter-
stützen, sich Häuser kollektiv anzueignen. Doch WIE können 
die Räume kollektiv angeeignet werden, ohne sie dabei zu be-



1 | 2017  Zentralorgan für Kulturpolitik und Propaganda

Und der Freikauf von Häusern, an welchen sich das habiTAT 
beteiligt, will auch fleißig weiter gehen. Mittlerweile befinden 
sich unter dem Dach des habiTAT neben dem ersten realisierten 
Hausprojekt Willy*Fred in der oberösterreichischen Hauptstadt 
sechs weitere Hausprojektinitiativen im Solidarverbund. Aktuell 
entstehen die nächsten konkreten Hausprojekte, in den vom Im-
mobilienmarkt besonders stark umkämpften Städten Salzburg 
und Wien. Nach Unterzeichnung des Kaufvorvertrags ist die 
Projektgruppe rund um die autonome Wohnfabrik gerade eben 
dabei, ihr Traumhaus dem Markt zu entziehen und selbstver-
waltetes und solidarisches Wohnen auch in Salzburg Wirklich-
keit werden zu lassen. Mit der Hausprojektgruppe Bikes & Rails 
wird auch noch in diesem Sommer in Wien der Spatenstich für 
das erste Neubauprojekt, an welchem sich das habiTAT beteiligt, 
getätigt. Und natürlich soll auch hier der Aufruf nicht fehlen, sich 
am Freikauf der Häuser mit der Bereitstellung privater Direkt-
kredite zu beteiligen. Denn wie immer haben die AktivistInnen 
des habiTAT lieber tausend FreundInnen im Rücken, als eine 
Bank im Nacken! 

Für alle jene, die noch mehr über die Struktur und das Konzept 
des habiTAT wissen möchten, gibt es bald Gelegenheit, druck-
frisch alle Infos und Hintergründe in einem kleinen Heft nachzu-
lesen. Mit dem vom OÖ Kupf Innovationstopf geförderten Projekt 
„Mach‘s dir doch selbst! An Occupant‘s Guide to the Galaxy“ ver-
öffentlichen AktivistInnen des habiTAT und Willy*Fred alles ge-
sammelte Know-How in einem Leitfaden für (angehende) Haus-
projekte (erhältlich am nächsten Infostand oder Veranstaltung 
des habiTATs und sowieso auch im Netz zum freien Download 
als Datei).1∑

(1) Weitere Infos u.a. unter: https://habitat.servus.at;  
https://willy-fred.org; https://autonome-wohnfabrik.at/;  
https://bikesandrails.wordpress.com/; https://syndikat.org.
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Das habiTAT, als Dachverband vieler Projekte und Initiativen, hat 
neben dem Vetorecht gegen eine Veräußerung der Immobilien 
noch eine weitere zentrale Aufgabe. Es dient als Solidarnetz-
werk, welches innerhalb vieler bestehender Hausprojekte, vor 
allem aber für neue Projekte, den Transfer von Know-How und 
finanziellen Mitteln sicherstellt. Eine wichtige Basis dieses Aus-
tausches ist der Solidarbeitrag, der in den Mieten bestehender 
Projekte eingerechnet ist. Dieser fließt in den Syndikatsdach-
verband, um neuen Projekten bei der Anschubfinanzierung zu 
unterstützen und die kapitalmäßige Beteiligung des habiTAT an 
den einzelnen Hausbesitz-GmbHs zu ermöglichen. Der Grund-
gedanke ist dabei, dass ein Teil des durch die Tilgung der Kredite 
über die Jahre entstehenden finanziellen Freiraums dazu ver-
wendet werden soll, noch viele Häuser vom Markt zu befreien 
oder auch neue Gebäude zu bauen.

Eine weitere Besonderheit des Modells liegt auch im solidari-
schen Finanzierungskonzept, das den Hauskauf überhaupt erst 
ermöglicht. Denn die Hausbesitz-GmbH benötigt – selbst um 
für eine Bank kreditfähig zu werden – ein gewisses Eigenkapital, 
welches hier mittels Direktkrediten aufgebaut wird. Direktkredite 
sind Darlehen von privaten Personen, die ihr Geld statt bei einer 
Bank in einem Projekt ihres Vertrauens einlegen. Ein Crowdin-
vesting also, bei dem viele kleine Beträge gesammelt werden, 
um den Eigenkapitalanteil für den Hauskauf aufzubringen. Zwar 
bringt das Beschaffen des Eigenkapitalanteils einen gewissen 
Verwaltungsaufwand für die Hausprojektgruppe, da immer 
wieder einzelne private Kredite ausgewechselt werden müssen, 
doch kann mit dieser Methode des Wirtschaftens auch ein auto-
nomes und selbstbestimmtes Leben für alle MieterInnen frei von 
Vermögensverhältnissen sichergestellt werden. Zudem stellen 
Direktkredite in diesem Fall ebenso eine interessante Form der 
sozialen Investition dar, mit welcher eine weitreichende Un-
abhängigkeit von kapitalistischer Ellbogenmentalität und/oder 
politischem Goodwill der Projekte unterstützt werden kann.

Durch den gemeinsam eroberten 
Gestaltungsfreiraum lässt sich 
die Entstehung eines Mehr-
werts beobachten, der bisher 
ungeahnte Möglichkeiten birgt.
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IG Kultur— 
	 Nach einer langen Phase der FPÖ/BZÖ-Landesführung 
und dem Finanzdesaster rund um die Hypo-Bank gibt es seit 
2013 eine Regierung von SPÖ, ÖVP und Grünen. Inwiefern haben 
die politischen Verschiebungen das gesellschaftliche Klima ver-
ändert? 
	 Alex Samyi— An den Theken herrscht immer noch der 
Populismus beziehungsweise ein gewisses bequemes Desinte-
resse an der Wahrheit. Die Dreierkoalition ist als solche kaum 
wirksam. Niemand kann sich sicher sein, dass seine Interessen 
gut vertreten sind. 
 
IG Kultur— 
	 Ist trotz Schuldendruck und Einsparungsprogrammen 
ein Neubeginn hinsichtlich ökonomischer und ideologischer As-
pekte spürbar und möglich? 
	 Alex Samyi— Es scheint einen schwachen Optimismus 
hinsichtlich der ökonomischen Potenziale zu geben, aber sobald 
es um ein konkretes Projekt geht, erkennt man die eigentliche 
Lage Kärntens: top vielleicht bei den neuen Technologien, aber 
weit hinten in den Bereichen Bildung und Kultur. Da wäre die 
freie Szene gefordert. Sie bräuchte nur etwas mehr Ideen und 
Kraft – und politische Unterstützung. 

Für die Ideologien, wie sie einmal waren, sehe ich kaum noch 
eine Zukunft. Für die BürgerInnen-Beteiligung schon. Es wird nur 
notwendig sein, dass irgendeine Gemeinde den Anfang macht 
und dann muss etwas herauskommen dabei. 
 
IG Kultur— 
	 Siehst du Veränderungen bei den Beschäftigungsver-
hältnissen im Kulturbereich? Steigt der Anteil ehrenamtlicher 
Arbeit oder gibt es auch die Möglichkeit, Voll- und Teilzeit-Stel-
len zu schaffen? 
	 Alex Samyi— Es tut sich etwas. Zwei, drei Stellen konn-
ten bereits ausgeschrieben werden. Aber das Bekenntnis der 
Politik, in Jobs im Kulturbereich investieren zu wollen, geht nicht 
mit der Überzeugung einher, dass gerade diese ein Gewinn für 
alle werden könnten. Die Belohnung für jahrzehntelange Selbst-
ausbeutung ist traditionellerweise ein Ehrenzeichen in Silber 
oder Gold. Das hat etwas von k.u.k. und ist nicht gerade zu-
kunftsträchtig. Da sollten auch die Vielen, die meinen, sich über 
das Erträgliche hinaus ehrenamtlich für die Kultur aufopfern zu 
müssen, umdenken. Es geht auch anders. 
 
IG Kultur— 
	 Verstärken sich hinsichtlich der Arbeitsbedingungen 
im kulturellen Feld eher konkurrenzorientierte oder solidarische 
Handlungsformen? 
	 Alex Samyi— Solidarität als prinzipielle Bereitschaft 
zur Kooperation ist eine menschliche Anlage. Doch stellt sich 
die Gesellschaft heute eher als loser Haufen mit diversen unver-
bindlichen Verstrickungen dar. Da braucht es keinen organi-
schen Bezug zum Ganzen. Da gilt es, die Ellbogen auszufahren 
und sich durchzukämpfen. Das kann auf Dauer nicht gut gehen. 
Vielen ist das schon klar geworden. Die angesprochenen soli-
darischen Handlungsformen wären da wahrscheinlich der einzig 
richtige Ausweg. Auch hier sehe ich wieder die Initiativen gefragt. 
Konkurrenz ist nicht mehr so das Thema. 

Alex Samyi im Gespräch mit der IG Kultur Österreich

Das Museum 
am Bach Kulturarbeit in Kärnten 

Alex Samyi ist Künstler, Szenograf und Museologe 
sowie Geschäftsführer der IG KIKK (Interessensgemein-
schaft der Kulturinitiativen in Kärnten/Koroška)
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sonen. Über Delegierte und Delegiertenversammlungen werden 
von unten nach oben, also von derselben Basis aus, auch na-
tionale wie supranationale Räte gewählt. Auch radikalere Model-
le wie das hierarchiefreie „Rhizom“ oder andere anarchistische 
Konzepte werden Gegenstand noch in Vorbereitung befindlicher 
Artists in Residence Programme sein: Vier Wochen lang arbeiten 
Kunstschaffende und WissenschafterInnen gemeinsam an einer 
Mindmap bzw. einem Modell für die Sammlung. Gewohnt wird 
auf 120 m2 im Dach des Museums.
2014 bei der Ausstellung „Slow! Erster Weltkrieg Dada“ sind ei-
nige der dem MAB mittlerweile schon lange verbundenen Medi-
enkünstler wie Peter Moosgaard, Herwig Steiner oder Friedrich 
Zorn bei ihren Arbeiten davon ausgegangen, dass der eigentlich 
notwendige gesellschaftliche Wandel bis heute noch nicht wirk-
lich stattgefunden hat. Sie zeigen, wo die Gesellschaft steht, 
quasi den aktuellen Spielstand, wenn man denn das Leben und 
Zusammenleben auf ein Spiel reduzieren möchte. Es braucht 
vielleicht diese Metaebene, um die Systeme nicht bloß nach 
ihren Wirkungen, sondern auch in ihren Ordnungen zu begreifen. 
 
IG Kultur— 
	 An welchem Projekt arbeitet ihr zurzeit? 
	 Alex Samyi— Die Innen- und Außenwirkung von Spie-
len, Ritualen und Festen ist das Thema der aktuellen Sonder-
ausstellung „Games & Circles“, die in der ehemaligen Mühle 

ig kultur | p
raxis

 
IG Kultur— 
	 Um Auswege geht es ja auch in der Kulturinitiative, die 
du leitest. 
	 Alex Samyi— Ja, das Museum am Bach (MAB) in Ru-
den, Kärnten, sammelt soziale Modelle der Kunst und damit Al-
ternativen zu den bestehenden Gesellschaftssystemen. Jährlich 
wechselnde Sonderausstellungen eröffnen mit ihren jeweils an 
die 30 zeitgenössischen künstlerischen Positionen immer neue 
Zugänge zu einem Wissensbereich, der von Missverständnissen, 
Ideologiestreit und Rückschritten überlagert ist. Die Mission ist, 
ein neuartig ganzheitliches, dem globalen Zeitalter angemesse-
nes Bewusstsein der Gesellschaft herzustellen.
Das MAB ist eine Kulturinitiative und ein neuer Typus Museum, 
der sich auf einen Bereich der politischen Kunst spezialisiert hat, 
der erst seit der „documenta5“ 1972 entsprechende Anerken-
nung findet. Schon um 1900 haben KünstlerInnen begonnen, im 
Widerstand zu den herrschenden autoritären und konservativen 
Verhältnissen neue Formen des Zusammenlebens zu entwerfen. 
Der Fokus der Sammlungstätigkeit des MAB liegt auf dem Er-
forschen und Nachzeichnen dieser Gesellschaftsalternativen.
Zur Gründung des MAB im Sommer 2014 hat sich eine Hand-
voll Kulturschaffende und MuseologInnen zusammengetan, die 
schon seit mehr als zwei Jahrzehnten überzeugt sind, dass das 
Museum der Zukunft ein partizipatives sein wird, das nicht nur 
für, sondern mit den BesucherInnen gestaltet wird.
In diesem Zusammenhang ist auch das Herzstück der Samm-
lung zu sehen: das von den Bahai1 inspirierte Modell der „United 
Communities“, provokant auch „Weltherrschaft der Gemeinden“ 
genannt, mit den Museen als neue politische Zentren. Das über-
geordnete Bezugssystem dieses Modells ist die Gesamtgesell-
schaft, die sozialen Belange werden aber bei monatlichen Bür-
gerInnenversammlungen direkt in den Gemeinden/Communities 
verhandelt, wo einmal jährlich auch frei gewählt werden kann, 
wobei die Wahl des fünf-, sieben- oder neunköpfigen Rates ohne 
Kandidatur erfolgt. Eine Gemeinde besteht aus maximal 500 Per-

Wir sammeln soziale 
Modelle der Kunst und 
damit Alternativen zu 
den bestehenden Gesell-
schaftssystemen. 
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und Bäckerei noch bis 26. Oktober 2017 läuft und wie bereits 
gewohnt neben zeitgenössischer Medienkunst auch ein wenig 
Zeichnung und Malerei zu bieten hat: gleich hinterm Eingang die 
vier Meter langen Wasserspiele des Kärntner Künstlers Markus 
Orsini-Rosenberg oder im zweiten Stock eine in gemalte Kreise 
übersetzte World Beyond der New Yorker Künstlerin Vera Lam-
bert Kaplan. Zum hohen Anteil kunstschaffender Frauen in der 
Ausstellung gehören noch Zenita Komad, Martha Laschkolnig, 
Marie Lenoble, Burgi Maierhofer, Magga Ploder, Rine Rodin 
Flyckt, Evelin Stermitz, Anna Vasof, Dolores XT. 
An die 30 KünstlerInnen haben auch schon 2016 die Ausstellung 
„Schöne Operation“ und 2015 die Ausstellung „Von Oben“ mit-
gestaltet. Im Gegensatz zu den Modellen der Sammlung handelt 
es sich bei den Sonderausstellungsbeiträgen niemals um Lö-
sungsangebote, manchmal um Andeutungen. Besonders heuer 
wird einfach nur gespielt, mit gesellschaftlichen Phänomenen 
sowie mit Strategien, eben diese zu hinterfragen.

IG Kultur— 
	 Wie geht ihr denn als Projektbetreiber mit diesen 
möglichen Modellen um? Findet ihr hier auch für euch selbst 
Lösungsansätze? 
	 Alex Samyi— Eine Strategie, die das MAB schon in der 
Gründungsphase überzeugt hat, wäre, selbst, nämlich mit der ei-
genen Organisation ein Beispiel dafür zu geben, wie leicht es doch 
ist, Spielregeln zu ändern und neue Systeme auszuprobieren. 
Ein Hindernis war nur der Umstand, dass schnell irgendwelche 
Statuten her mussten und das Team des MAB noch kein ein-
gespieltes Team war, um diese Mission zu verwirklichen. Das, 
was in Österreich auch in vielen anderen Vereinen, Initiativen 
und vor allem den großen Museen und Theaterhäusern für ver-
altete Strukturen sorgt, konkret also zurück in die k.u.k.-Zeit bli-
cken lässt, selbst wenn die Belegschaften nach außen hin oft 
revolutionär und frei erscheinen, hat mit mangelndem Interesse 
daran zu tun, wie Gesellschaft genau funktioniert. Nach vier 
Jahren sind sich noch nicht einmal die fleißig forschenden Mit-
glieder des MAB sicher, ob sie der gegenwärtigen Komplexität 
und Dynamik der Gesellschaft gerecht werden. Lässt sich Ge-
sellschaft heute noch nach einem Modell verstehen?

Das MAB will aus den vielen Routen, die bereits genommen 
wurden, eine Landkarte erstellen, die zeigt, wie viele Lösungen 
es schon gegeben hat und gibt. Es soll das ganze Potenzial der 
Möglichkeiten sichtbar werden, dann erst kann eine grobe Ein-
schätzung getroffen werden, wohin es gehen soll. 
Wie groß diese Mission ist, zeigen erst die Zusammenhänge 

jenseits der Ideologien. Während die Vision von den Vereinten 
Gemeinden der Welt mit den Museen als neue politische Zentren 
bereits zum Maßstab wird, gestaltet sich die eigentliche Samm-
lungsrecherche immer komplizierter. Von Ernst Bloch bis zurück 
zu Aristoteles haben sich die KünstlerInnen der Moderne wie der 
Gegenwart eben nicht nur von den ganz großen DenkerInnen 
beeinflussen lassen. 
Erstaunlich aber zugleich auch logisch, dass die meisten Mo-
delle für den Frieden von den Religionen ausgehen, die gerne 
mit Konservatismus, Fanatismus und allzu strenger Machtaus-
übung assoziiert werden. Zenita Komad, eine der erfolgreichs-
ten Künstlerinnen Österreichs unter 40, hat sich in den letzten 
Jahren einem kabbalistischen Thema gewidmet. Ihr „CircleX-
periment“ ist ein 10er-Sitzkreis, der versucht, das Wir in seiner 
ganzen Vielfalt als neuen spirituellen Wert zu definieren.
Zenita Komad sollte heuer zur „Ruden Live Art“, einem biennal 
stattfindenden Festival des MAB eingeladen werden, doch sind 
wegen der schon wieder verzögerten Förderzusagen des Lan-
des Kärnten für die freie Szene – nachdem das Jahr der Freien 
Initiativen 2016 vergangen ist – immer noch keine Verträge 
möglich. Die „Ruden Live Art“ von 27. bis 30. Juli bleibt dennoch 
ein Fixtermin. Unter anderem mit dem „Duo Nuleinn“ aus Däne-
mark, die am 29. Juli einen Familienlauf durch Ruden anführen 
werden, nämlich durch die Wohnungen, Büros, Ställe, das Amt, 
die Schule und die Kirche von Ruden. Weitere Highlights sind das 
Lippitzbacher Forellenfest und der Carinthische Sommer mit 
dem Ensemble Blechreiz. 
Schon 2015 war die „Ruden Live Art“ ein Fest für die Gegenwarts-
kunst, das mit den NachbarInnen gefeiert wird. Das heimatkund-
lich sammelnde Komitee Lippitzbach zum Beispiel, das sich um 
den Erhalt der alten Draubrücke und der Grabkapelle des Grafen 
und der Gräfin von Egger bemüht. Nur einen Kilometer unterhalb 
des MAB wurde das erste Blech-Walzwerk Europas betrieben.

Die Gemeinde Ruden ist mit ihren Sachleistungen und der per-
sönlichen Unterstützung ihres Bürgermeisters, Amtsleiters und 
der übrigen MitarbeiterInnen ein wichtiger Partner der Initiative 
Museum am Bach. Vielleicht wird Ruden einmal die erste Ge-
meinde der United Communities. 
 
IG Kultur— 
	 Vielen Dank für das Gespräch.∑

(1) Das Bahaitum ist eine weltweit verbreitete monotheisti-
sche Religion, die ihren Ursprung im Iran hat und rund 8 
Millionen AnhängerInnen zählt.
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Im November 2016 trat die österreichische Wirtschaftskammer 
im Rahmen einer aufwändig inszenierten Veranstaltung in Er-
scheinung, um wieder einmal unter großem Pomp und Trara den 
– wie WKO-Präsident Christoph Leitl gerne schwadroniert – „ab-
gesandelten“ Zustand des Landes zu beklagen. Das ist soweit 
noch keine Neuigkeit. Für Verwunderung sorgte vielmehr ein ei-
gens für diesen Anlass ausgewählter Slogan, der verblüffend an 
die republikanische Kampagne im Zuge der US-amerikanischen 
Präsidentschaftswahlen im gleichen Zeitraum erinnerte, nach 
dem Wahlergebnis jedoch in Anbetracht eines Donald Trump an 
der Spitze der Supermacht weltweit unweigerlich Besorgnis und 
Ratlosigkeit nach sich ziehen sollte. „Make Austria great again!“ 
So war nun die rot-weiß-rote Ausführung auf dem überdimen-
sionierten Hintergrund der Bühne zu lesen – als eine mehr als 
unbeholfene Analogie an das politische Statement, das sich in 
den Vereinigten Staaten kurz zuvor in beispiellos hetzerischer 
und hasserfüllter Feindschaft gegenüber Frauen, Fremden und 
Andersdenkenden tief durch die Gesellschaft gegraben hatte.

„Make Austria great again!“ Ganz plötzlich türmen sich auch 
hierzulande kognitive Dissonanzen auf, die eine wachsame Auf-
merksamkeit finden müssen. Aber wie ist dem Wahn von Größe 
und Überlegenheit am ehesten zu begegnen? Darf Österreich 
gar einer kulturellen Revolution entgegensehen? Die Medizin 
kennt den Begriff des Alice-im-Wunderland-Syndroms. Dieses 
bezeichnet beim pathologischen Befund weniger ein Krank-
heitsbild, sondern eine Symptomatik, die bei Menschen im Falle 

Martin Wassermair ist Historiker und Politikwissenschafter 
und aktuell Leiter der Politikredaktion von Dorf TV

Für eine neue Politik 
der Kulturalität

Martin Wassermair

Nach dem 
Wunderland.

starker Migräne als Begleiterscheinung zutage treten kann. Da-
bei entstehen massive Veränderungen der Wahrnehmung, die 
nun die Umgebung entweder verkleinert, oder aber – was noch 
häufiger vorkommt – die tatsächliche Größe deutlich überzeich-
net. Doch was hat das alles mit Kultur und Politik zu tun?

Bis heute weiß das von Lewis Carroll verfasste Buch „Alice im 
Wunderland“ zu begeistern. Der britische Schriftsteller des 19. 
Jahrhunderts zieht nicht nur Kinder seit Generationen in seinen 
Bann, sondern auch unterschiedliche Disziplinen der Wissen-
schaften. Und tatsächlich zeichnet sich das Werk vor allem 
dadurch aus, dass sich auf phantastische Weise die Unzuver-
lässigkeit von Logik und Rationalität in der Unzuverlässigkeit von 
Sprache und Kommunikation widerspiegelt. Denn ungeachtet 
der couragierten Konfrontation mit dem Wunderland bleiben in 
der Welt der kleinen Alice die Begegnungen stets zum Scheitern 
verurteilt, weil sie als Hauptfigur nie die richtigen Worte zu fin-
den scheint.

Kulturpolitik, die – mit erstaunlichen Parallelen zum literarischen 
Wunderland – seit geraumer Zeit auf ähnlich phantastische Wei-
se vor allem die Unzuverlässigkeit von politischer Gestaltung und Fo
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Kommunikation zum Vorschein bringt, weiß in Österreich aus ih-
rer selbst verschuldeten Daseinskrise keinen Ausweg mehr. Ge-
fangen im Gewirr aus New Public Management, Gleichgültigkeit, 
Budgetkürzungen, Bestandsverwaltung, Traditionspflege und 
Realitätsverweigerung, hat sie sich in den Kontexten von Kunst, 
Kultur und Medien mittlerweile weitgehend selbst enthauptet. 
Zuvor schöpfte Kulturpolitik – jedenfalls in einer noch selbstbe-
wusst sozialdemokratischen Lesart – ihre Behauptung aus dem 
Anspruch gesellschaftspolitischer Wirkungsmacht. Mit dem 
Entstehen zahlreicher Kulturinitiativen und selbstorganisierter 
Zentren keimte zudem in den späten 1970er und frühen 1980er 
Jahren das entschlossene Paradigma auf, sich auch in Öster-
reich der schier unüberwindbar anmutenden Antimoderne mit 
alternativen Ansätzen zu widersetzen und ein Kulturverständnis 
zu etablieren, das den Zeichen der Gegenwart Rechnung tragen 
sollte. Antiautoritäre Erziehung, Friedensarbeit, internationale 
Solidarität und Geschlechtergerechtigkeit wurden plötzlich als 
Leitmotive einer gesellschaftlichen Aufbruchsstimmung hoch-

gehalten, um der repressiven Nachkriegsordnung fortan eine 
unmissverständliche Absage zu erteilen. Sie galt nicht zuletzt 
auch als ultimative Kampfansage an den „repräsentativen Kul-
turalismus“, mit dem etwa Kultusminister Heinrich Drimmel 
(ÖVP) die illiberale Geisteshaltung der 1950er Jahre für immer 
und ewig einzuzementieren suchte.

Jahrzehnte später trat also plötzlich ein Verständnis von auto-
nomer Kunst- und Kulturarbeit auf den Plan, das auch den Kon-
flikt um die hegemoniale Deutungshoheit über den Kulturbegriff 
an sich nicht scheute. Fernab aller gesellschaftlichen Konven-
tionen, in Abgrenzung zu Konsum- und Verwertungszwängen, 
richtete sich das aufbegehrende Augenmerk auf die Errichtung 
und Erschließung neuer gesellschaftlicher Räume. Die da-
mit verbundenen kleineren und größeren Erfolge sollten aller-
dings nicht lange währen. Die kulturelle Praxis, die noch zuvor 
mit leidenschaftlichem Einsatz für soziokulturelle Teilhabe und 
Ermächtigung in einem solidarischen Gemeinwesen gestritten 
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Kulturschaffende kommen nicht umhin, sich die globalisierten 
Schlachtfelder zu vergegenwärtigen. Bislang dürfen künstleri-
sche und kulturelle Hervorbringungen in Österreich den Stellen-
wert einer ministeriellen Schatzkammer genießen, die es mit 
enormen finanziellen Aufwendungen der öffentlichen Hand zu 
hegen und zu pflegen gilt. Damit wird jedoch den dramatischen 
Verwerfungen und Umbrüchen unserer Zeit nicht einmal annä-
hernd entsprochen.

Die Repolitisierung von Kulturpolitik zur Aufhebung ihrer selbst-
verschuldeten neoliberalen Nichtigkeit muss den Weg von Re-
flexion, Theoriebildung und Disput einschlagen. Somit hat nicht 
das kulturelle Erbe, sondern die kritische Auseinandersetzung 
mit den vordringlichsten Fragen von Gegenwart und Zukunft die 
höchste Priorität. Das Verhältnis von Kulturverwaltung zu ihrer 
politischen Zielformulierung wirkt nach den Jahren der sozial-
partnerschaftlichen Beschaulichkeit geradezu wie zerrüttet. 
Angesichts der sich radikal abzeichnenden Kulturalisierung von 
Desintegration und Überwachung sowie des Abbaus einer plura-
listischen Demokratie ist es allerdings höchste Zeit, Grundzüge 
für eine neue Politik der Kulturalität zu entwerfen, die nicht vor 
den vielen ökonomischen und gesellschaftlichen Widersprüchen 
unserer Zeit erstarrt. Kunst- und Kulturschaffende sind schon 
jetzt mehr als zuvor gefordert, sich nicht den Profitparadigmen 
zu unterwerfen, sondern den Anspruch auf Veränderung ganz 
eng mit den unumstößlichen Grundsätzen von Menschenrech-
ten, Gleichheit und sozialer Gerechtigkeit zu verknüpfen – als 
Schablonen des Zusammenwirkens von Kultur und Politik, die 
als verbindliche Maßgabe zur Überwindung der vielen Zerwürf-
nisse und Kriege, der wachsenden Armut und schwindenden 
Solidarität anzuwenden sind.∑

hat, sieht sich in der frühen Phase des 21. Jahrhunderts schon 
wieder deutlich in der Defensive.

Vorbei sind also die Zeiten, als sich noch eine große mediale 
Öffentlichkeit der erhitzten Auseinandersetzung widmete, was 
denn in der Kunst erlaubt sei und was nicht. Heutzutage ist es 
gar nicht mehr so einfach, für Provokation und Aufregung zu 
sorgen. So sind auch die Verantwortlichen in den Kulturressorts 
allmählich in die hinteren Ränge zurückgetreten und überlassen 
das Feld der Administration, die – wenn nicht mal wieder in den 
angesehenen Häusern und Institutionen schwerwiegende Vor-
würfe einer grob mangelhaften Finanzgebarung zutage treten 
– in ihrer Bestandsverwaltung weitgehend unauffällig bleibt. Vor 
dem Hintergrund dieser selbstreferentiellen Schattenwelt haben 
unterdessen rechtspopulistische Parteien und extreme Rechte 
das Ruder an sich gerissen – und geben damit den Takt auch in 
der viel grundsätzlicheren Frage von Sinngebung und Bestim-
mung bei der Kulturaneignung vor.

Der rechtskonservative Kampfbegriff der Leitkultur hat dem 
ehemals emanzipatorischen Verständnis von Kultur das Sub-
strat von Vielfalt, Experiment und Kontroverse rücksichtslos 
entzogen. Jetzt gedeihen auf diesem Boden Ausgrenzung, Se-
gregation und ein rassistischer Vernichtungswille. Und tatsäch-
lich ist große Vorsicht geboten – denn wer heute von Kultur 
spricht, meint inzwischen mehrheitlich Identität, erweckt das 
Gefühl von völkischer Gemeinschaft und verspricht das Wohl-
ergehen durch Grenzziehung, Abwehr alles Fremden – und in 
letzter Konsequenz durch Krieg.

„Make Austria great again“ führt noch keineswegs in den Völker-
mord – mitnichten! Der Ruf der Wirtschaftstreibenden ist aber 
dennoch beispielhafter Ausdruck einer Ideenwelt, die sich vor 
dem Universalen zunehmend verschließt, das Kleinkrämerische 
als ökonomische Zukunftsbranche vermarktet und genau da-
durch aber die identitäre Falle immer weiter öffnet. Kunst- und 

Der rechtskonservative Kampfbegriff 
der Leitkultur hat dem ehemals 
emanzipatorischen Verständnis von Kultur 
das Substrat von Vielfalt, Experiment und 
Kontroverse rücksichtslos entzogen.
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Einer beliebten Mär zufolge ist Europa eine Ausnahme, was sich 
besonders im europäischen Bekenntnis zur sozialen Gleichheit 
ausdrückt. Der Glaube an diese Geschichte wurde allerdings 
durch die Entwicklung seit 2008 stark erschüttert.1 Die so ge-
nannte Schuldenkrise an den Peripherien der Europäischen 
Union, die Flüchtlingskrise sowie die EU-Austritts-Diskussionen 
zeigen, dass ein europäischer Exzeptionalismus nicht existiert. 
Die strukturelle Krise der EU hat nicht nur die Legitimität ihrer In-
stitutionen infrage gestellt, sondern auch ein Demokratiedefizit 
offenbart. Die EU wird vermehrt als ein Projekt der Eliten wahr-
genommen, welches den Alltag der Bevölkerung zunehmend 
bestimmt. Die Flüchtlingskrise hat gezeigt, dass „europäische 
Ideale“ nicht länger als Mobilisierungsfaktor wirken, während die 
Definition des „Europäischen“ von rechten Diskursen heraus-
gefordert wird, die auf einer post-modernen Version der „Blut-
und-Boden“-Ideologie beruhen. Es ist jedoch nicht das erste 
Mal, dass sich die EU mit einer Legitimationskrise konfrontiert 
sieht. Schon der Integrationsprozess der 1980er-Jahre war von 
Skeptizismus geprägt und damals suchte man nach Instrumen-
ten zur Legitimierung der EU.

Um eines dieser Instrumente geht es auch in diesem Text: Die 
europäische Kulturpolitik wurde ursprünglich geschaffen, um 
die europäische Integration als einen gemeinschaftsbildenden 
Prozess zu verkaufen (statt als marktbildendende Maßnah-
me). Die kulturellen Aktivitäten der EU reichen in die 1970er-
Jahre zurück. Der entscheidende Impuls erfolgte jedoch in den 
1980er-Jahren, als versucht wurde, das Ansehen der Europäi-
schen Gemeinschaft mit Hilfe von Kultur zu verbessern. Paral-
lel zur Entwicklung des gemeinsamen Binnenmarktes und der 
Transformation zur Union wurde der neoliberale Mainstream in 
die europäische Politik integriert. Diese Zeit war von massiven 
Streiks, Demonstrationen und Straßenkämpfen zwischen orga-
nisierten ArbeiterInnen und einem repressiven Staatsapparat 
geprägt, und die großen europäischen Institutionen sahen sich 
mit einem tiefgreifenden, öffentlichen Misstrauen konfrontiert. 
Als klar wurde, dass Marktintegration alleine nicht ausreichen 
würde, um das Vertrauen der BürgerInnen in die EU zu gewinnen 
und damit ihre Legitimität zu gewährleisten, stellte man die kul-
turelle Bedeutung der EU in den Vordergrund und verlieh der EU 
damit eine neue Identität. Kultur wurde als Werkzeug begriffen, 
um die emotionale Identifikation der Öffentlichkeit mit dem eu-
ropäischen Projekt möglichst effizient zu fördern. 

Zu Beginn waren kulturelle Maßnahmen den wirtschaftlichen 
Aktivitäten der EU klar untergeordnet und verfügten weder über 
angemessene Mittel noch über die entsprechenden gesetzlichen 
Rahmenbedingungen. Die Idee vom freien Verkehr der Kultur-
arbeit und von Kulturschaffenden hatte zwar schon davor exis-
tiert2, doch erst das wachsende Bewusstsein für die Entfrem-
dung der Bevölkerung von einem zunehmend technokratischen 
Europa führte dazu, dass die Konstruktion einer „europäischen 
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Identität“ zur Priorität erklärt wurde. Das Konzept der Identität 
bezieht sich immer auf ein Zugehörigkeitsgefühl zu einer Werte-
gemeinschaft und in diesem Fall sollten EU-Maßnahmen im Kul-
turbereich die Legitimität der eigenen Politik stärken. In Überein-
stimmung mit der Präambel der Römischen Verträge von 1957, 
wonach die „Grundlage für einen immer engeren Zusammen-
schluss der europäischen Völker“ gelegt werden sollte, wurden 
eine Reihe symbolischer Initiativen gestartet. Diese reichten von 
der Einführung einer gemeinsamen Flagge, der Europahymne 
und eines rituellen Kalenders bis zur Erfindung der „europäischen 
Kulturhauptstädte“. Allerdings entpuppte sich diese vermeintli-
che „Europäisierung“ als Ansammlung standardisierter Werte 
und Praktiken, die von den europäischen Eliten von oben herab 
festgelegt wurden und nicht dafür geeignet waren, die Heraus-
bildung einer Wertegemeinschaft zu fördern.

Die Schaffung des europäischen Binnenmarktes in den späten 
1980er-Jahren erzeugte ein zusätzliches Momentum für eine 
verstärkte kulturelle Aktivität der EU. Die gemeinschaftlichen 
Aktionen in diesem Bereich wurden aufgrund regelmäßiger 
Treffen besser strukturiert. Mit der Unterzeichnung des Vertrags 
von Maastricht im Jahr 1992 erlangte die EU schließlich auch 
formell die Befugnis, sich im Kulturbereich auf der Basis des 
umstrittenen Prinzips „Einheit in Vielfalt“3 zu engagieren. Diese 
formelle Anerkennung sollte aber nicht einer europaweiten Kul-
turpolitik den Weg bereiten, um damit nationale Förderstruktu-
ren zu ersetzen, sondern es sollten Regulierungsmechanismen 
zur Unterstützung des instrumentellen Potentials von Kultur 
geschaffen werden, um damit die Konkurrenzfähigkeit der euro-
päischen (Kultur-)Industrie zu gewährleisten.4 Kultur wurde da-
bei als eine Quelle für Kreativität beschrieben, welche sich über 
ihr Potential für soziale und technologische Innovation definiert 
und als wichtiger Motor für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 
und der Schaffung von Arbeitsplätzen fungiert. Das im Rahmen 
der Lissabon-Strategie vom Jahr 2000 vorgestellte Konzept der 
„Wissensgesellschaft“ erweiterte diese Definition von Kultur 
noch. Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Verschränkung 
von Kultur, Wirtschaft und Technologie kommt der kulturellen 
Diversität demnach die Aufgabe zu, die europäische (Kultur-)In-
dustrie mit Inhalten zu versorgen, während kulturelle Aktivitäten 
marginalisierten Gruppen dabei helfen sollen, ihren Platz in der 
Gesellschaft durch berufliche Integration wiederzuerlangen.

Derartige Querschnittsthemen ermöglichen AkteurInnen im 
Kulturbereich den Zugang zu bereits existierenden Program-
men, deren Ausrichtung nicht unbedingt kulturell ist. Im Sinne 
des neoliberalen Diskurses und der zunehmenden Kommerzia-
lisierung kultureller Prozesse sind die Kulturförderprogramme 
seit Maastricht darauf ausgelegt, kulturelle Ressourcen in öko-
nomisches Kapital umzuwandeln. Daher werden nur jene Pro-
jekte und Veranstaltungen unterstützt, die als Partnerschaft 
oder Netzwerk organisiert sind. Um überhaupt förderungswür-
dig zu sein, müssen Projekte in großem Maßstab organisiert 
sein und auf einer öffentlichkeitswirksamen Zusammenarbeit 
basieren. Dabei geht es weniger um die Bewahrung einer dis-
tinktiven europäischen Identität, sondern vielmehr darum, die 
Konkurrenzfähigkeit der europäischen Kulturindustrie am Welt-
markt zu stärken. Im Unterschied zu früheren Bestrebungen, die 
gemeinsamen kulturellen Wurzeln hervorzuheben, hat sich die 
Kommission ab 1992 für eine praktischere Auslegung des „eu-
ropäischen Gedanken“ entschieden, der mehr Wert auf die Form 
als auf den Inhalt legt. Die Idee von kultureller Einheit wurde 
dabei von der Vorstellung abgelöst, dass grenzüberschreitende 
Kooperationen und europäische Netzwerke zwischen Kultur-
schaffenden, kulturellen Entrepreneurs und Kulturinstitutionen 
aus unterschiedlichen Mitgliedstaaten zur Entwicklung einer 
„europäischen Kultur“ führen.

Die Herausbildung eines funktionalen Netzwerks zwischen 
unterschiedlichen Berufsgruppen im Kulturbereich hatte große 
Auswirkungen auf die lokale Produktion und die Konsumation 
von Kultur. In der Folge des neoliberalen Restrukturierungs-
prozesses, der von der EU reguliert und von den Mitgliedstaaten 
implementiert wurde, wurden die Mittel im Kulturbereich ab der 
Mitte der 1980er-Jahre sukzessive reduziert. Die jüngsten Kri-
sen der EU beschleunigten diesen Trend noch weiter. Während 
Kulturförderprogramme der EU den Kulturschaffenden und kul-
turellen Entrepreneurs wertvolle Finanzierungsquellen eröffnen 
– was angesichts der sinkenden Unterstützung auf nationaler 
Ebene immer wichtiger wird – führen die Mechanismen der Teil-
finanzierung zu einer Bevorzugung von Gruppen und Organisa-
tionen mit hohem Organisationsgrad und professioneller Öffent-
lichkeitsarbeit, was wiederum die Herausbildung einer lokalen 
Kulturindustrie begünstigt. Da die von der EU ausgeschütteten 
Mittel nicht zur Basisfinanzierung herangezogen werden kön-
nen, sind kleine KulturproduzentInnen und Newcomer von die-
sen Förderungen weitgehend ausgeschlossen. Zugleich werden 
EU-Mittel von vielen Nationalstaaten als Aufforderung betrach-
tet, dem Kulturbereich die finanzielle Unterstützung zu entzie-
hen. Insbesondere für den Fall, dass KulturproduzentInnen über 
keine alternativen Einkommensquellen verfügen, sind diese also 
zunehmend von finanzieller Prekarisierung betroffen – einem 
direkten Resultat dieser ungerechten und wirtschaftsorientier-
ten Kulturpolitik der EU.



27

1 | 2017  Zentralorgan für Kulturpolitik und Propaganda

ig kultur | p
olitik

Obwohl sich die EU-Kulturpolitik darum bemüht, möglichst 
große Teile der Bevölkerung anzusprechen, werden BürgerInnen 
dabei zu bloßen KonsumentInnen der Marke „Europa“ degra-
diert. Der Begriff der „europäischen BürgerInnen“ verweist in 
diesem Zusammenhang auf eine äußerst nützliche Form von 
Bürgerbeteiligung: Diese können sich als BesucherInnen an kul-
turellen Veranstaltungen beteiligen, vorausgesetzt sie sind in 
der Lage, sich die entsprechenden Eintrittskarten zu leisten. Im 
Unterschied zur „Bewusstseins-Kampagne“ der 1980er-Jahre 
sind Kulturnetzwerke und Kooperationen heute einzelnen Orga-
nisationen dabei behilflich, deren individuelle Ziele zu erreichen, 
statt von der EU definierte Werte zu vertreten. Dies wirkt sich 
auch auf die Ausrichtung der Politisierung der Bevölkerung aus: 
Wenn langfristig die (progressive) Kulturproduktion einzig als 
kulturelles Entrepreneurship gefördert wird und dem Publikum 
nur die Rolle von KonsumentInnen zugestanden wird, während 
es von einer aktiven Mitgestaltung der kulturellen Entwicklung 
ausgeschlossen bleibt, dann wird damit die historisch entwi-
ckelte, materielle Basis für gesellschaftliche Emanzipation zer-
stört. Als die einzigen kulturellen Inhalte, die zur Bildung einer 
Gemeinschaft etwas beitragen können, bleiben in der Folge nur 
traditionelle Kultur und Folklore übrig. Diese bilden die materielle 
und ideologische Grundlage für die aktuellen rechten Diskurse.

Die internen Widersprüche der europäischen Kulturpolitik sind 
zweifellos ein Mitgrund für den derzeit vorherrschenden, kon-
servativen (nationalistischen) Diskurs in der EU. Sie stehen mit 
dem Entwicklungsprozess der EU in einem direkten Zusammen-
hang und bringen auch einen Wandel des Kulturbegriffs zum 
Ausdruck. Was als Projekt zur Bildung einer gemeinschaftlichen 
Identität mittels Massenkampagnen begann, hat sich zu einer 
Förderung von marktorientierten, kulturellen Aktivitäten ent-

wickelt, mit dem Ziel Arbeitsplätze zu schaffen, das Wirtschafts-
wachstum zu fördern und die Konkurrenzfähigkeit des privaten 
Sektors zu steigern. Bei der Erfindung des Kulturbereichs in der 
EU handelt es sich um eine Vermischung von Fördersystemen, 
symbolischen Initiativen und den Versuchen, das EU-Recht im 
Sinne des Binnenmarktes zu harmonisieren. Die europäische 
Kulturpolitik unterstützt damit zwar das instrumentelle Poten-
tial von Kultur, ignoriert aber ihren emanzipatorischen Wert.∑

(1) Aus dem Englischen übersetzt von Chris Hessle.
(2) Im Jahr 1977 schuf die Europäische Kommission den 
Kultursektor im Rahmen der Mitteilung zur „Gemeinschafts-
aktion im kulturellen Bereich“ mit dem primären Ziel, den 
Freihandel im Kulturbereich zu gewährleisten. Quelle: http://
aei.pitt.edu/5321/1/5321.pdf (aufgerufen am 29.4.2017).
(3) Der Artikel 128 des Vertrags von Maastricht über die 
Europäische Union (mittlerweile Artikel 151 im abgeänderten 
Vertrag von Amsterdam) hält fest: „Die Gemeinschaft leistet 
einen Beitrag zur Entfaltung der Kulturen der Mitgliedstaa-
ten unter Wahrung ihrer nationalen und regionalen Vielfalt 
sowie gleichzeitiger Hervorhebung des gemeinsamen 
kulturellen Erbes.“ Quelle: http://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:11992M/TXT (aufgeru-
fen am 29.4.2017).
(4) Im Jahr 2007 präsentierte die Europäische Kommission 
die „Mitteilung über eine europäische Kulturagenda im 
Zeichen der Globalisierung“: „Europas auf Vielfalt beruhen-
der kultureller Reichtum ist zudem auch immer mehr ein 
großer Vorzug in einer virtuellen und wissensbasierten Welt. 
[...] [K]reative Unternehmer und eine lebendige Kulturindus-
trie [stellen] eine einzigartige Innovationsquelle für die 
Zukunft dar [...]. Dieses Potenzial muss noch stärker zur 
Geltung gebracht und voll genutzt werden.“ Quelle: http://
eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=-
COM:2007:0242:FIN:DE:PDF (aufgerufen am 29.4.2017).

Im Sinne des neoliberalen Diskurses  
und der zunehmenden Kommerzialisierung 
kultureller Prozesse sind die Kultur
förderprogramme seit Maastricht darauf 
ausgelegt, kulturelle Ressourcen in  
ökonomisches Kapital umzuwandeln. 



Die Kulturpolitik der Fidesz verfolgt die Strategie,  
den Dissens im Kulturbereich zu verwalten. 
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Das Jahr 2010 markierte den Beginn einer langsamen Trans-
formation der ungarischen Kulturpolitik. Um das Land im Rahmen 
der arbeitsteiligen Struktur der EU – auf der einen Seite die hoch-
technologisierten Länder des Westens und auf der anderen Seite 
die Länder im Osten und Süden, in welche die Güterproduktion 
kostengünstig ausgelagert wird – neu zu orientieren, begann die 
nationalkonservative Partei Fidesz damit, die kulturelle Produk-
tion zu instrumentalisieren. Zum einen wurden die öffentlichen 
Mittel für profitorientierte Sparten im Bereich der Privatwirtschaft 
erhöht, etwa in den Bereichen Film und Design, während zum an-
deren öffentliche Kulturinstitutionen ihr Programm zunehmend 
im Sinne einer Stärkung der nationalen Identität ausrichteten, um 
damit – entsprechend der Ideologie von Fidesz – den neuen kon-
servativen Staat zu legitimieren. Um dieses Ziel zu erreichen, wur-
den zahlreiche Angestellte von den DirektorInnen abwärts durch 
loyale Kader ersetzt, die entweder der Regierungspartei oder der 
Ungarischen Akademie der Künste (MMA) zuzurechnen waren. Bei 
letzterer handelte es sich ursprünglich um eine private, konser-
vative und der Fidesz nahestehende Organisation, die den Status 

einer öffentlichen Institution verliehen bekam. Gleichzeitig wurde 
das Budget der MMA massiv erhöht, während zahlreiche öffent-
liche Institutionen eingegliedert wurden. Trotz dieser Entwicklung 
spielen die von der Fidesz kontrollierten Kulturinstitutionen in 
Bezug auf Ideologie und Propaganda bis heute keine nennens-
werte Rolle, vor allem im Vergleich zur Sozial- und Wohnbaupolitik 
der Fidesz, die deutlich größere Auswirkungen auf das Erstarken 
einer konservativen Mittelklasse hat. Im vorliegenden Text werden 
wir zeigen, dass die Aktivitäten der Orbán-Regierung im Kultur-
bereich weder zu einer barbarischen Zerstörung, noch zur Kon-
struktion einer neuen, loyalen Kulturströmung geführt haben. 
Die Kulturpolitik der Fidesz verfolgt vielmehr die Strategie, den 
Dissens im Kulturbereich zu verwalten. Für diese Entwicklung 
gibt es zwei Gründe: Einerseits bestehen innerhalb der Fidesz 
unterschiedliche, teils widersprüchliche Interessen, weshalb das 
Regierungslager bislang nicht in der Lage war, eine klare, einheit-
liche Kulturpolitik zu verfolgen; andererseits hat der Kunstbereich 
nur einen sehr eingeschränkten sozialen Einfluss und ist zudem 
eng in internationale Zusammenhänge eingebunden.

Kristóf Nagy ist Kunsthistoriker und Sozialwissenschafter und arbeitet im 
Rahmen eines Forschungsstipendiums für das Artpool Art Research Center. 
Er ist Mitglied der Arbeitsgruppe für öffentliche Soziologie „Helyzet“.

Márton Szarvas ist Doktoratsstudent für Soziologie und Kulturanthropologie 
an der Central European University und Mitglied der Arbeitsgruppe für 
öffentliche Soziologie „Helyzet“.

Die Transformation 
der kulturellen 
Produktion in 
Ungarn nach 2010

Kristóf Nagy & Márton Szarvas
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Während die nationalistischen Ressentiments 
der nationalen Eliten einen wichtigen 
strukturellen Faktor in der Kulturpolitik der 
Fidesz darstellen, verläuft der Tansformations-
prozess sehr unstet und voller Widersprüche, 
da die Kader der Regierungspartei ideologisch 
und sozial keinen einheitlichen Block bilden.

Die aktuelle Kulturpolitik der ungarischen Regierungspartei 
weist zunehmend in eine ethnozentristische Richtung. Wäh-
rend die nationalistischen Ressentiments der nationalen Eliten 
einen wichtigen strukturellen Faktor in der Kulturpolitik der 
Fidesz darstellen, verläuft der Tansformationsprozess sehr 
unstet und voller Widersprüche, da die Kader der Regierungs-
partei ideologisch und sozial keinen einheitlichen Block bilden. 
So waren die Kulturbudgets seit 1990 darauf ausgerichtet, die 
Privatisierung der kulturellen Produktion zu fördern und folgten 
dabei der Politik des britischen „Art Council“ und dem US-ame-
rikanischen „National Endowment of Arts“. Zugleich blieb aber 
in diesen 27 Jahren die weitgehende Abhängigkeit des Kultur-
bereichs von nationalen Mitteln bestehen, was auch mit der 
Abwesenheit lokaler InvestorInnen zusammenhängt. Bis 2010 
hatte der staatlich finanzierte „Nemzeti Kulturális Alap“ (NKA, 
Nationaler Kulturfonds) weitgehende Entscheidungsfreiheit und 
ein – im Vergleich zu heute – deutlich höheres Budget zur För-
derung lokaler Kunstproduktion. Der Bedeutungsverlust des NKA 
steht in direktem Zusammenhang mit dem Aufstieg der MMA zur 
am höchsten dotierten Kulturinstitution des Landes, die seither 
eine zentrale Rolle in der Umverteilung öffentlicher Kulturmittel 
spielt. Die Kritik an der MMA richtet sich meist direkt an den Staat 
und seine „irrationalen“ und „ideologischen“ Entscheidungen, 
die im Gegensatz zur Vorstellung von der Objektivität des Mark-
tes stehen. Die Rolle der MMA sowie die Besetzung wichtiger 
Positionen im Museumsbetrieb mit konservativen Intellektuellen 
führte einerseits dazu, dass Geschmäcker und persönliche Vor-
lieben an Bedeutung gewannen, während andererseits bis heute 
ein Kulturnarrativ bedient wird, das auf konservativen Ästhetiken 
und Diskursen basiert: von der Bevorzugung von Sammlungen 
traditionellen ungarischen Kunsthandwerks bis hin zum Ver-
such, eine Kontinuität im Rahmen einer „tausend Jahre alten 
ungarischen Nation“ zu konstruieren. Der Aufbau einer Riege 

unterwürfiger Intellektueller, die vorwiegend ihre eigenen In-
teressen im Blick haben, schaffte aber auch Raum für neue 
Kooperationen zwischen privaten AkteurInnen wie Galerien oder 
Banken und den bedeutenden Kunstsammlungen. Ein Beispiel 
für diese Entwicklung ist das Liget Projekt, das den Budapester 
Stadtpark mit dem Bau mehrerer Museen revitalisieren möchte. 
Während sich die architektonischen Pläne an modernistischem 
Design orientieren, steht auf ideologischer Ebene die Idee von 
Wachstum und Fortschritt einer kreativen Stadt im Mittelpunkt 
dieses Projekts, das Kultur als wichtigen Faktor für die Stadtent-
wicklung begreift.

Die konservativ-nationalistische Ideologie von Fidesz steht al-
lerdings nicht im Widerspruch zu einem marktorientierten Ver-
ständnis von Kultur, sondern beide Zugänge ergänzen einander. 
Im Jahr 2011 erhielt die private Galerie Forrás 100 Mio. Forint 
(ca. 320.000 Euro) für eine Präsentation ungarischer Kunst in 
Peking. Die eingeladenen KünstlerInnen waren weder bedeutend 
noch sonderlich bekannt und ihre Arbeiten nicht viel mehr als 
eine von Kitsch getragene Repräsentation von „ungarischem 
Glanz“. Eine ähnliche Vorgehensweise, allerdings unter anderen 
ideologischen Vorzeichen, lies sich bei „Bookmarks“ beobach-
ten, einer repräsentativen Rundschau über die ungarische Neo-
Avantgarde im Rahmen der Kunstmesse „Art Cologne“, die von 
drei kommerziellen Galerien (acb, Kisterem und Vintage) mit 
öffentlichen Geldern ausgerichtet wurde. Diese Beispiele zeigen, 
dass der Staat trotz drastischer Kürzungen der Kulturbudgets 
verschiedene AkteurInnen des Kunstmarkts direkt unterstützt, 
selbst wenn diese nicht den Geschmack der regierungsnahen 
Intellektuellen treffen.

Um die Kulturpolitik des Orbán-Regimes zu verstehen, sollte 
man sich darüber im Klaren sein, dass sich die konkurrierenden 
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und interne Kritik bietet sowie die Herausbildung eines national-
konservativen Geschmacks fördert.

Im vergangenen Jahr hat sich trotz der allgemeinen Unzufrie-
denheit keine einzige unabhängige, außer-institutionelle Gruppe 
gebildet. Die in der internationalen Kunstszene gut integrierten 
AkteurInnen aus der Prä-Fidesz-Ära erhalten ihre Förderungen 
aus dem Ausland und orientieren ihre Arbeiten am Kunstmarkt, 
um ihre Unabhängigkeit zu gewährleisten. Im Bereich der Kunst-
ausbildung spielen staatliche Förderungen eine besondere Rol-
le, denn sie tragen maßgeblich dazu bei, jene Menschen, die sich 
ansonsten nicht mit Fidesz identifizieren würden, nachhaltig in 
das System zu integrieren. Zudem ist die kulturelle Opposition 
streng hierarchisch geordnet: Während der Zugang der vormals 
liberalen Intelligenz zu externen Finanzierungsquellen diesen 
innerhalb der ungarischen Kulturszene eine dominante Position 
verschafft hat, bleibt jenen, die in der Hierarchie weiter unten 
stehen, kaum ein Spielraum, um abseits staatlicher Kulturinsti-
tutionen tätig zu sein. Nur wenige Institutionen wie die Kurato-
rInnengruppe der OFF-Biennále, das Netzwerk Tranzit.org, die 
Studio Gallery der Young Artists’ Association (FKSE) und eine 
Gruppe, die sich Free Artists nennt, vertreten eine unabhängige 
Kulturproduktion und stehen für künstlerischen Protest. Damit 

werden diese Gruppen zum Anziehungspunkt für junge Intellek-
tuelle, die sich an der radikalen Kritik aktueller zeitgenössischer 
Strömungen orientieren, jedoch bleiben diese Versuche oft 
fragmentarisch und beschränken sich meist auf eine recht all-
gemein gehaltene Kritik am Staat.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Förderung eines 
neuen kulturellen Kanons in Kombination mit der Bildung einer 
national-konservativen Elite dazu geführt hat, dass letztere be-
stimmte Elemente der früheren, liberalen Elite übernommen 
hat. Die zunehmende staatliche Kontrolle hat einen inklusiven 
Charakter und steht nicht mit der Marktlogik in Konflikt, sondern 
fördert marktorientiertes Denken um damit potentielle Kritik 
zu neutralisieren, anstatt einen grundlegend neuen kulturellen 
Konsens zu etablieren.∑

Interessen von regimetreuen Intellektuellen und anderen Grup-
pen am raschen Aufstieg und Fall diverser ProtagonistInnen und 
Institutionen zeigen. Das Regime braucht die Intellektuellen zur 
Legitimation ihres Systems, jedoch hat deren Autonomie – trotz 
gegenteiliger Bemühungen der Fidesz – in Ungarn immer noch 
einen hohen Stellenwert. Selbst Intellektuelle und KünstlerInnen 
aus dem engsten Kreis der Partei beharren regelmäßig auf ei-
genständigen Positionen und bereiten der Regierung damit re-
gelmäßig Schwierigkeiten. Offensichtlich wurden diese Anfang 
2017, als der liberale Tamás Jordán von der Fidesz-Mehrheit 
im Stadtrat nicht mehr als Direktor des Szombathely Theaters 
wiederbestellt wurde. Während sich Károly Eperjes – im Theater-
bereich eine regierungsnahe Schlüsselfigur – aktiv an der Aus-
einandersetzung rund um das Szombathely Theater beteiligte 
und diese Entscheidung begrüßte, verteidigte Imre Kerényi – ein 
nicht minder einflussreicher Akteur aus dem selben Milieu – den 
künstlerischen Wert der Arbeit von Tamás Jordan. Solche ver-
einzelten, autonomen Positionen sowie gelegentliche Fälle von 
nicht verlängerten Verträgen zeigen deutlich, dass innerhalb der 
Fidesz die Kultur weder ein einheitlicher Bereich ist, noch einer, 
dem eine sonderlich große Bedeutung beigemessen wird.

Im Gegensatz zu den Konflikten zwischen den verschiedenen 
regierungsnahen Interessensgruppen folgen die Entwicklungen 
meist ohnehin anderen Mustern und haben dementsprechend 
unterschiedliche soziale Auswirkungen. Diese Unterschiede 
werden beim Vergleich zweier Institutionen sichtbar, die sich 
in den letzten Jahren etablieren konnten und die von loyalen 
Kadern kontrolliert werden: der Ungarische Nationale Filmfonds 
unter der Führung von Andy Vajna und die Ungarische Akademie 
der Künste, die von György Fekete geleitet wird. Der Filmfonds 
produziert sowohl Blockbuster für den lokalen Markt, als auch 
Arthouse-Filme, die auf Filmfestivals erfolgreich sind. Aufgrund 
ihrer „Fortschrittlichkeit“ erfreuen sich die Produktionen auch 
unter liberalen Intellektuellen in Ungarn einer hohen Akzeptanz. 
Im Gegensatz dazu verkörpert die Ungarische Akademie der 
Künste eine konservative, nationalistische Ästhetik, die von 
liberalen Intellektuellen weitgehend abgelehnt wird. Vergleicht 
man die beiden Institutionen miteinander, so wird klar, dass sich 
Formate aus dem Bereich der Popkultur wesentlich besser als 
bildende Kunst dazu eignen, einen breiten gesellschaftlichen 
Konsens zu erzeugen. Ein Beispiel dafür wäre etwa der aktuelle 
Blockbuster „Kincsem“, in dem einige populäre, liberale Theater-
schauspielerInnen mit ungarischem Nationalstolz in Verbindung 
gebracht werden. Dabei wird deutlich, dass Regierungspolitik im 
Bereich der bildenden Kunst wesentlich weniger koordiniert ist 
und meist die Gestalt eines plumpen „Kulturkampfes“ annimmt. 
Um die Legitimität des Systems sicherzustellen, bevorzugt die 
Regierungspartei die Populärkultur, während die Hochkultur 
Raum für untereinander konkurrierende Interessensgruppen 

Um die Legitimität des 
Systems sicherzustellen, 
bevorzugt die Regierungs-
partei die Populärkultur.
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Einführung: IST KULTUR EIN 
ÖFFENTLICHES GUT?

Als Einführung in diesen Artikel stellen wir uns eine kurze, und, 
wie sich schnell herausstellen wird, sehr provokante Frage: Ist 
Kultur ein öffentliches Gut? Und wenn nicht, was bedeutet das?1 
Außerhalb von ÖkonomInnenkreisen werden das Viele für eine 
triviale und störende, ja geradezu häretische Frage halten – 
schließlich ist doch „jedem klar, dass Kultur etwas Öffentliches 
ist“. Wie aber sehen das ÖkonomInnen? 

Wir ÖkonomInnen sagen meist, ein Gut ist dann öffentlich, wenn 
es gleichzeitig zwei grundlegende Kriterien erfüllt: die Nicht-
Ausschließbarkeit (niemand kann vom Konsum des Gutes aus-
geschlossen werden) und die Nicht-Rivalität (wenn ich das Gut 
konsumieren kann, kann dies gleichzeitig auch jede andere Per-
son ungestört tun). Dabei wird schnell klar, dass Kultur anhand 
dieser Kriterien in den meisten Fällen tatsächlich keinesfalls als 
öffentliches Gut definiert werden kann: ZuschauerInnen können 
aus einer Theatervorstellung ausgeschlossen werden, indem 
sie Eintritt bezahlen müssen; wenn wir ein Buch lesen, bedeu-

tet das, dass niemand sonst es gleichzeitig lesen kann; auch 
vom Konsum eines Films können wir durch den zu bezahlenden 
Eintritt im Kino „ausgeschlossen“ werden. Nur sehr wenige Kul-
turgüter – zum Beispiel öffentlich zugängliche Denkmäler – sind 
tatsächlich völlig öffentlich. 

Es besteht jedoch kein Grund, gleich in die Luft zu gehen (von 
wegen „neoliberaler Blödsinn, natürlich ist Kultur ein öffent-
liches Gut und muss von staatlicher Seite finanziert werden“). 
Es stimmt, dass für eine optimale Quantität und Qualität von 
Kulturgütern neben dem Markt noch ein anderer Mechanismus 
bestehen muss, denn der Markt funktioniert im Kulturbereich 
nicht gut. Dafür gibt es eine Reihe von Beweisen – den wahr-
scheinlich übersichtlichsten und vollständigsten Überblick 
dazu bietet Bruno Frey in seinem Artikel aus dem Jahr 2003.2 
Frey spricht darin von zahlreichen Unzulänglichkeiten des 
Marktes im Bereich der Kultur, sowohl auf Ebene des Angebots 
als auch der Nachfrage. 
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Als ich vor Jahren meine Diplomarbeit verfasst habe, traf ich 
auf ein Argument, das im ökonomischen Sinne wahrscheinlich 
auch heute noch das stichhaltigste ist, wenn es um die Recht-
fertigung der öffentlichen Kulturförderung geht. Natürlich muss 
aufgezeigt werden, dass der Markt im Bereich der Kultur Un-
zulänglichkeiten aufweist, und zwar solche, die schon ganz 
grundsätzlich bedeuten, dass für die (gesellschaftlich) optimale 
Quantität und Qualität von Kulturgütern jemand außerhalb des 
Marktsystems sorgen muss. Eine dieser Unzulänglichkeiten ist 
offensichtlich: Kultur zieht so genannte „Externalitäten“ oder 
auch externe Effekte nach sich. Einfacher gesagt, Kultur hat 
auch auf jene Auswirkungen, die nicht am „Gebrauch“ von Kul-
turgütern teilhaben – also jene, die eine Vorstellung oder Aus-
stellung nicht sehen, ein Konzert nicht hören, ein Buch nicht 
lesen oder eine Skulptur nicht berühren. Mehr noch: Diese Werte 
können sehr hoch sein. Die bekannteste Studie darüber stammt 
von der dänischen Professorin Trine Bille, die gezeigt hat, dass 
sich der Gesamtwert des Königlich Dänischen Theaters zu mehr 
als 80% aus Werten zusammensetzt, die wir ÖkonomInnen als 
nicht-nutzungsabhängige Werte bezeichnen.3 Wenn wir also 
öffentliche Subventionen an Einrichtungen wie das Königlich 
Dänische Theater rechtfertigen wollen, müssen derartige Werte 
oftmals sogar dringend berücksichtigt werden. 

Um es in der ÖkonomInnensprache zu sagen: Anstelle einer 
individuellen Nutzenfunktion ist der soziale Nutzen zu berück-
sichtigen, (erst) damit verschiebt sich jedoch der Schnittpunkt 
von Kosten- und Nutzenfunktion (das ökonomische Gleichge-
wicht) auf einen Punkt, an dem es „gerade genug“ Kultur gibt, 
immerhin jedoch um Einiges mehr als wenn nur die Nachfrage 

des Marktes berücksichtigt würde. Wie die MathematikerInnen 
sagen würden: quod erat demonstrandum. Damit kann das Ar-
gument abgeschlossen werden und das ist eine ausreichende 
Erklärung dafür, dass Kultur auch Finanzierung von staatlicher 
Seite benötigt, wenn wir sie „good and plenty“ (frei nach dem 
Buchtitel des berühmt-berüchtigten amerikanischen Kulturöko-
nomen Tyler Cowen aus dem Jahr 2006) zur Verfügung haben 
wollen. 

Aber: WIE ÜBERZEUGT MAN 
DEN FINANZMINISTER? 
Die Sache ist jedoch leider nicht so einfach. Wenn Sie an den 
Finanzminister eines beliebigen Landes herantreten und ihm 
sagen, er müsse die Kultur unterstützen, weil der Markt hier 
nicht gut funktioniert und die Kultur „nicht-nutzungsabhängige 
Werte“ aufweist, wird er Sie wahrscheinlich anstarren wie der 
sprichwörtliche „Ochs das Scheunentor“. Noch so ein Kultur-
funktionär, der unsere Sprache nicht versteht. „Sagen Sie mir, 
welchen Nutzen bringt die Kultur unserem Staat? Schafft sie 
Arbeitsplätze? Werden deshalb mehr Steuern eingenommen? 
Geht es dadurch den Unternehmen besser? Wächst dadurch 
zumindest der Tourismus und kommen mehr zahlungskräftige 
Gäste in die heimischen Unterkünfte?“

Zuerst antworten wir ihm, was er hören möchte: „Ja, Herr Mi-
nister, tatsächlich schafft Kultur neue Arbeitsplätze und sorgt 
für wirtschaftliche Einnahmen.“ Obwohl die Debatte zu diesem 
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den meisten Fällen tatsächlich 
keinesfalls als öffentliches Gut 
definiert werden kann.
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Thema überaus verworren und oft von Missbrauch gekennzeich-
net ist, zeigen jene Studien, denen man diesbezüglich Glaub-
würdigkeit attestieren kann, tatsächlich, dass die Multiplikato-
ren (grob gesagt bezeichnet dieser Begriff die Rentabilität eines 
bestimmten Sektors im Vergleich zu allen anderen im Land) für 
als dem kulturellen Sektor zugehörige Tätigkeiten tatsächlich zu 
den hohen, mitunter sogar zu den höchsten von allen Sektoren 
zählen. Kultur hat also tatsächlich große ökonomische Auswir-
kungen. 

Dennoch ist an dieser Stelle ein kurzer Einschub angebracht. 
Leider habe ich unlängst den Slowenien-Besuch eines hoch-
rangigen EU-Experten für Kulturindustrie versäumt, ich hör-
te jedoch seine Äußerungen im slowenischen Fernsehen. Er 
meinte, dass wir uns der „nachweisbaren“ Effekte der Kultur 
nicht bewusst seien und dass sich die enormen wirtschaftli-
chen Auswirkungen kultureller Festivals und Ereignisse sogar 
ganz genau messen ließen. So etwas ist (leider – ich kann es 
nicht anders sagen) ein völliges Hirngespinst. Es stimmt zwar, 
dass es eine Reihe von Studien gibt, die eben das besagen, 
ich wage jedoch zu behaupten, dass wirklich alle diese Studien 
voller Ungenauigkeiten und Schwächen in ihrer methodologi-
schen Vorgehensweise sind. Tatsächlich sind vier Jahrzehnte 
nach Veröffentlichung der ersten ökonomischen Auswirkungs-
studie von Cwi und Lyall (1977) nicht einmal die grundlegends-
ten Fragen in diesem Bereich beantwortet.4 Dies geht auch 
aus unzähligen anderen ähnlichen Studien hervor. Einerseits 
sind die methodologisch stark umstrittenen Auswirkungs-
studien ein Problem (der beste Beitrag zu diesem Thema ist 
wahrscheinlich immer noch jener von Seaman aus dem Jahr 
1987, auch wenn dieser wirklich schon alt ist)5, andererseits 
aber auch die konkurrierende Methodologie der kontingenten 
Bewertung, die akademisch besser angenommen wird, aber 
trotzdem voller Unzulänglichkeiten und Fehler ist und der Be-
antwortung grundlegender, „klassischer“ Fragen zu den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der Kultur ausweicht, indem gesagt 
wird, diese seien „irrelevant“. 

In diesem Zusammenhang also von Wissen bzw. Wahrheit oder 
von exakten Zahlen zu sprechen, ist umstritten, wenn nicht 
sogar verwerflich. Trotzdem kommt genau das (sehr) häufig 
vor, besonders unter BeamtInnen, die blind Studien wie „The 
Economy of Culture in Europe“ aus dem Jahr 2006 vertrauen.6 
Solche Studien bauen einzig auf grundlegenden deskriptiven 
Statistiken auf und können tatsächlich nur als Quelle für Basis-
informationen dienen, keinesfalls jedoch für irgendeine Art von 
genaueren Einblicken oder Überlegungen, geschweige denn für 
tatsächliche spätere Maßnahmen. In diesem Kontext spricht der 
oben erwähnte Bruno Frey von „arts people“ (die derartigen Stu-
dien blind vertrauen) und „arts economists“ (die angeblich auf 
Seiten der kontingenten Bewertungsstudien sind).7 Ich selbst 
würde letzterem zustimmen – tatsächlich ergreifen die „arts 
economists“ Partei für die kontingente Bewertung, was jedoch 
ein schlimmer Fehler ist. Aufgrund dieses Fehlers haben wir zu-
mindest zwei Jahrzehnte bei der Suche ernsthafterer Antworten 
auf „tatsächliche“ ökonomische Auswirkungen von Kultur ver-
loren. Die Frage ist, ob schließlich auch die „arts economists“ 
aufwachen und sich darüber klar werden, dass gerade ihre Igno-
ranz in diesen Fragen höchstwahrscheinlich dazu geführt hat, 
dass solche Äußerungen von „hochrangigen ExpertInnen“ im-
mer noch die Öffentlichkeit überzeugen. 

Und dennoch: Was sagen wir also dem Finanzminister? Wie 
überzeugen wir ihn? Wie gesagt gibt es doch einige stichhaltige 
Hinweise dafür, dass Kultur tatsächlich merkliche wirtschaftli-
che Auswirkungen haben kann. Soll man ihm das sagen und es 
dabei belassen? 

Nach einem ganzen Jahrzehnt, das ich auch selbst damit ver-
bracht habe, in diversen Ministerien Überzeugungsarbeit zu 
leisten, bin ich davon überzeugt, man sollte ihm genau das sa-
gen. Auch wenn es im Sinne der Wirtschaftstheorie das falsche 
Argument für die öffentliche Kulturförderung ist (schließlich 
sagt es rein gar nichts über das „öffentliche Wesen“ von Kultur 
aus, das eigentlich der einzige Indikator für die Rechtfertigung 

Es stimmt, dass für eine optimale Quantität 
und Qualität von Kulturgütern neben dem 
Markt noch ein anderer Mechanismus 
bestehen muss, denn der Markt funktioniert 
im Kulturbereich nicht gut.
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einer öffentlichen Finanzierung sein müsste), wird es wahr-
scheinlich das einzige sein, dem er Gehör schenkt, zumindest in 
heutigen Zeiten, in denen wir mit den Folgen der Wirtschaftskri-
se konfrontiert sind. Kunst und Kultur verfügen also tatsächlich 
über eine Vielzahl an Multiplikatoren, und das kann der Staat vor 
allem für größere öffentliche Investitionen und Anlagen nutzen 
– diese können so einerseits einen Weg aus der Wirtschaftskrise 
darstellen, andererseits aber auch eine nützliche Basis und ein 
Überbau für zukünftige Kulturarbeit sein. 

Schlussfolgerungen 
In diesem kurzen Beitrag konnten wir uns nur drei ökonomische 
Argumente für die öffentliche Kulturfinanzierung etwas genauer 
ansehen. Wir haben die „baumolsche Kostenkrankheit“8 (noch 
ein Argument, das sich bei der Verteidigung der öffentlichen Kul-
turförderung aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht als falsch 
erwiesen hat), die asymmetrische Informationslage und das 
Problem des moralischen Hasardspiels; gar nicht angesprochen 
wurden etwa die ungleiche Verteilung von Kulturgütern, den Grö-
ßenvorteil und den meritorischen Charakter von Kulturgütern. Es 
wurden jedoch drei Feststellungen gemacht: erstens – Kultur ist 
ganz sicher kein klassisches öffentliches Gut im ökonomischen 
Sinne; zweitens – das ökonomisch stichhaltigste Argument 
für die öffentliche Kulturförderung fußt auf Externalitäten und 
nicht-nutzungsabhängigen Werten; und drittens – das Argu-
ment ökonomischer Auswirkungen von Kultur ist zwar laut Wirt-
schaftstheorie falsch (und wird vor allem oft missbraucht und 
für zahlreiche problematische Studien und Analysen herangezo-
gen), man könnte es aber nichtsdestotrotz zugunsten der Kul-
tur, des Staates und der Gesellschaft im Allgemeinen umkehren. 

Für die Zukunft wünsche ich mir viel mehr Studien auf dem Ge-
biet der Ökonomik der Kulturpolitik, die zu einem großen Teil 
noch unerforscht ist. Das Thema der ökonomischen Auswirkun-
gen ist nicht das einzige, das noch einer eingehenden Auseinan-

dersetzung mit viel mehr ernsthaften Beweisen und Argumenten 
bedarf. Die Ökonomik der öffentlichen Haushalte in der Kultur, 
der Zusammenhang zwischen öffentlicher Förderung und Be-
schäftigungszahlen in der Kultur, das Verhältnis von staatlichen 
und lokalen Kulturbudgets, zusammengesetzte Indikatoren im 
Kulturbereich (und Kulturstatistiken im Allgemeinen), der in-
ternationale Austausch von Kulturgütern, Methoden zur Evalu-
ierung der Effekte kulturpolitischer Maßnahmen – um nur einige 
Themengebiete zu nennen, die zu einem großen Teil bzw. fast 
komplett offen und unerforscht sind. Es bleibt zu hoffen, dass 
eine langsame Öffnung der Debatte auf diesem Gebiet, wie sie 
dieser kurze Beitrag anregen möchte, zur Bewusstseinsbildung 
über dieses Forschungsmanko und zu aktiverem Handeln in der 
Zukunft beitragen kann.∑ 

(1) Aus dem Slowenischen übersetzt von Julija Schellander.
(2) B.S. Frey, Public support. In: R. Towse (Hg.): A handbook 
of cultural economics. Edward Elgar: Cheltenham 2003, S. 
389–398.
(3) T. Bille Hansen, The willingness-to-pay for the Royal 
Theatre in Copenhagen as a public good. In: Journal of 
Cultural Economics 21 (1), 1997, S. 1–28.
(4) D. Cwi, K. Lyall, A model to assess the local economic 
impact of arts institutions: The Baltimore case study. 
Baltimore: Center for Metropolitan Planning and Research the 
Johns Hopkins University 1977.
(5) B. A. Seaman, Arts impact studies: A fashionable excess. 
In: A. J. Radich (Hg.): The economic impact of the arts: a 
sourcebook. Denver, CO: National Conference of State 
Legislatures 1987, S. 43–76.
(6) KEA, The economy of culture in Europe. Brussels: KEA 
European Affairs 2006.
(7) B. S. Frey, What values should count in the arts? The 
tension between economic effects and cultural value. 
Working Paper No. 253, Zurich: Institute for Empirical 
Research in Economics, University of Zürich 2005.
(8) Diese bezeichnet die Annahme, dass die Lohnkosten im 
Vergleich zur wirtschaftlichen Produktivität im öffentlichen 
Sektor verhältnismäßig stark wachsen, was für die Zukunft 
Finanzierungsprobleme mit sich bringt.
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„Die Symbolik spiegelt sich darin, dass das Gute ein weiteres 
Mal über das Böse gesiegt hat, denn die Entscheidung über die 
Zusage der Mittel fiel am 10. April“, rühmte sich der Bürger-
meister von Rijeka Vojko Obersnel vor der kroatischen Öffent-
lichkeit, nachdem dem großen Projekt zum Wiederaufbau 
des städtischen Kulturerbes beinahe 10 Millionen Euro aus 
dem Fonds der Europäischen Union zugeteilt worden waren. 
Seine Botschaft war eindeutig: Der 10. April 1941 ist nämlich 
das Datum der Gründung des Unabhängigen Staates Kroatien 
(NDH-Staat), ein Satellitenstaat pronazistischer Schreckens-
herrschaft, welchen die Partisanen unter dem Kommando von 
Josip Broz Tito vier Jahre später besiegt hatten. Die radikale 
postfaschistische Rechte feiert diesen Tag versteckt bis heute 
als ihren größten Feiertag. Dieses Jahr allerdings wurde ihre 
Feier durch die Förderzusage der EU vereitelt, hat die Stadt doch 
seit jeher den Status einer „freien Zone“ multikultureller Werte, 
Offenheit und Toleranz, während das Umfeld von einer konser-
vativen nationalen Politik geprägt ist. Für die kroatische Rechte 
stellte dies eine veritable Provokation dar: Nicht nur, dass der 
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Verkünder der Botschaft ein Bürgermeister aus den Reihen der 
sozialdemokratischen Partei, der rechtmäßigen Nachfolgerin 
der einstigen kommunistischen Partei war, sondern auch weil 
die Bewilligung des Projektes als der erste konkrete Schritt zur 
Vorbereitung Rijekas zur „Europäischen Kulturhauptstadt“ 2020 
und als Etablierung ihres progressiven Wegs mit den Instrumen-
ten der europäischen Kulturpolitik gesehen werden kann. Zudem 
bedeutet die Subventionszusage nicht zuletzt deshalb einen 
Triumph für den Bürgermeister, da damit die Rückkehr und Ver-
wandlung von Titos einstigem Lieblingsschiff „Galeb“ (Möwe), 
einer 119 Meter langen Jacht, auf der der Präsident auf Lebens-
zeit der SFRJ (Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien) 
führende Staatsoberhäupter und Berühmtheiten empfing, in 
eine Touristenattraktion verwirklicht werden kann. 

Die Diskussionen rund um die baldige Rückkehr der „Möwe“ 
nehmen ein größeres Ausmaß an, als es der unmittelbare An-
lass erwarten ließe – spiegelt sich darin doch die konfliktreiche 
Vergangenheit Kroatiens wider. Diese ist bestimmt von einer 
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der Kapitulation Italiens, wurde es der deutschen nationalsozia-
listischen Flotte angeschlossen. Schon im folgenden Jahr ver-
senkte es die alliierte Luftwaffe genau im Hafen von Rijeka, von 
wo es 1948 die Jugoslawische Kriegsmarine bergen und reno-
vieren ließ. Ab Anfang der 1950er diente es schließlich als Titos 
schwimmende Residenz: Luxuriös ausgestattet, wurde es zum 
Schauplatz zahlreicher internationaler Besuche, darunter politi-
sche Größen wie Winston Churchill, Jawaharlal Nehru und Nikita 
Chruschtschow, aber auch Stars wie Sofia Loren, Elizabeth Tay-
lor und Richard Burton. An Bord der „Möwe“ wurden zwischen-
staatliche Beziehungen geformt und zahlreiche Feste gefeiert. 
Die Fotografien des Marschalls in weißer Admiraluniform wurden 
unverzichtbare Bestandteile der Ikonografie der jugoslawischen 
sozialistischen Ordnung. Anfang der 1990er Jahre, zur Zeit des 
brutalen Zerfalls der SFRJ, wurde die Jacht in den montenegri-
nischen Hafen überführt, auf das Territorium der damaligen 
Bundesrepublik Jugoslawien, die mit Kroatien im Krieg war. Die 
montenegrinische Regierung verkaufte sie bald dem griechi-
schen Schiffsmogul, Multimillionär John Paul Papanicolao, der 
sie danach nach Rijeka zurückbrachte, um sie erneut renovieren 
zu lassen. Der Geschäftsmann geriet jedoch bald in finanzielle 
Probleme, weshalb er dem Schiff heimlich eine Reihe histori-
scher Wertgegenstände entnahm und es mit ca. 100.000 Dollar 
Schulden für Hafengebühren und Erhaltung im Hafen von Rijeka 
hinterließ. Mehr als zehn Jahre verfiel es ebendort, bis nun die 
europäische Finanzspritze eine Reanimation ermöglicht. 

Die turbulente Odyssee der „Möwe“ bietet klarerweise eine 
Vielzahl symbolischer Motive für unterschiedliche Konzepte der 
Museumsrealisierung. Beispielsweise würde sich ein Museums-
projekt rund um die Figur Tito anbieten – immerhin ist das Schiff 
in der öffentlichen Wahrnehmung in erster Linie an den ehema-

schwarz-weiß-malerischen Sichtweise, die die Gegenüberstel-
lung der beiden Pole „harsche Rechte, Geschichtsrevisionismus 
und nationalistischer Isolationismus“ vs. „progressive Linke, ent-
spannte Haltung gegenüber der eigenen kommunistischen Ver-
gangenheit und proeuropäische Orientierung“ betreibt und die 
auch den öffentlichen Diskurs rund um den kroatischen Weg in 
den Kapitalismus und die 2013 erfolgte Aufnahme in die Euro-
päische Union geprägt hat. Die Einteilung in „rückschrittliche“ Na-
tionalisten und „fortschrittliche“ proeuropäische Kräfte dominiert 
den öffentlichen Diskurses bis zu dem Maße, dass, nachdem der 
Eintritt Kroatiens in die Union unerwartet in einen raschen Auf-
schwung der heimischen radikalen Rechten und ihrem Vordringen 
in den politischen Mainstream resultierte, es dem Großteil der 
medialen Berichterstatter für solch eine Entwicklung der Ge-
schehnisse nicht gelang, eine fantasievollere Erklärung zu finden 
als die des erneuten Variierens der alten autokolonialen Tropen, 
gemäß welchen die kroatischen BürgerInnen angesichts des Bei-
trittes in die Union nur heuchelten, zivilisiert und tolerant zu sein, 
um nach Beendigung des Beitrittsprozesses erneut ihr „wahres“, 
ausschließlich chauvinistisches Gesicht zu zeigen. Jedoch, so 
wie alle binären Erklärungsversuche, sind auch diese zu einfach, 
um die komplexe Dynamik der heutigen europäischen Peripherie 
fassen zu können. Durch die Reduktion der Wirklichkeit auf den 
abstrakten Konflikt zwischen „gut“ und „böse“ bleiben die dahin-
terliegenden wahren politischen Motive unsichtbar.

Die „Möwe“ trägt auf ihrem Deck die zweifelsohne ungeheure 
symbolische Last der kroatischen und jugoslawischen neueren 
Geschichte. Das Schiff wurde noch 1938 im faschistischen Ita-
lien gebaut: Am Anfang diente es dem kommerziellen Transport 
von tropischem Obst, mit Beginn des Zweiten Weltkrieges wurde 
es von Mussolinis Kriegsmarine übernommen und 1943, nach 
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ein Museum von Titos ‚Möwe‘ werden, noch ein Museum, das 
unkritisch Titos Ära und sein Regime glorifiziert, sondern ein 
Museum, das die drei Totalitarismen, in deren Dienst dieses 
berühmte Schiff stand, hinterfragen wird.“ Mit anderen Worten, 
aus der beinahe 80-jährigen Geschichte der „Möwe“ wurden 
selektiv jene fünf Jahre herausgenommen, in denen das Schiff 
zuerst unter italienischer und dann unter deutscher Kriegs-
flagge segelte, um das faschistische und nationalsozialistische 
Regime auf eine gleiche metaphorische Ebene mit dem sozia-
listischen jugoslawischen System zu stellen. Diese Geschichts-
deutung dient der Umdeutung der blockfreien jugoslawischen 
Politik, um sie unter dem Label des kommunistischen Totali-
tarismus zusammenzufassen. Diese revisionistische Pirouette 
verwundert nur auf den ersten Blick: Die Resolution des Euro-
päischen Rates 1481 (2006) über die Notwendigkeit einer in-
ternationalen Verurteilung der Verbrechen kommunistischer 
totalitärer Regime ist bereits elf Jahre Teil eines europäischen 
Rechtskonsenses, doch fungiert das implizite Gleichsetzen von 
Kommunismus, Faschismus und Nationalsozialismus heute in 
einem großen Teil der osteuropäischen Staaten als Ausgangs-
punkt verspäteter antikommunistischer Hysterie. Kroatien ist 
hier keine Ausnahme: Bald nach dem Beitritt zur Union begann 
die radikale rechte Politik ihre frontale Abrechnung mit den 
phantomhaften „Jugoslawen“ und „Kommunisten“. Um die 
öffentliche Nicht-Akzeptanz des Versuches einer Neubewertung 
des Quisling- Projektes „NDH Staat“ zu kompensieren, holte die 
Rechte zu einem Gegenschlag auf die Geschichte des jugosla-
wischen Sozialismus unter der Führung der Kommunistischen 
Partei aus. Und eben deshalb sind die populären Deutungen, 
die in diesem Revival der radikalen Rechten eine Enthüllung des 
„wahren“ rückschrittlichen Gesichts Kroatiens sehen – nachdem 
der Staat, eine Liberalisierung der Gesellschaft vortäuschend, es 
irgendwie geschafft hat, sich in die EU einzuschmuggeln – in 

ligen Präsidenten gebunden. Die Auflistung bekannter Gäste 
verdeutlicht zudem die Ambivalenz der öffentlichen Person Tito: 
einerseits ein international einflussreicher Staatsmann und an-
dererseits ein Lebemann, der den Kontakt zu Hollywood-Stars 
gepflegt hat. Die Position des nie in Frage gestellten jugosla-
wischen Führers wurde auch nach seinem Ableben nicht nach-
besetzt, symbolisch dafür blieb auch Brosz privates Zimmer auf 
dem Schiff jahrelang nach seinem Tod verschlossen. 

Der politisch potentere Zugang zur Museumsrealisierung wäre 
es, die Symbolik des Schiffes durch Parallelen mit der Geschich-
te der SFRJ und seine einzigartige internationale Rolle nach 
dem Zweiten Weltkrieg hervorzuheben: Im Jahr 1948, genau als 
die versenkte „Möwe“ aus dem rijekischen Hafen aufgetaucht 
und der Renovierung übergeben wurde, hat die jugoslawische 
Führung in einer bedeutenden Entscheidung das Bündnis mit 
Stalin gebrochen, damit den Gang in den Ostblock ausgeschla-
gen und stattdessen den Weg der relativen Unabhängigkeit in 
der ideologisch zweigeteilten Welt gewählt. Die Namen Churchill 
und Chruschtschow erhalten in diesem Kontext auf einmal eine 
andere Symbolik und Titos Reise entlang der afrikanischen Küs-
te 1961, in deren Rahmen der erste Kongress blockfreier Länder 
vorbereitet wurde, unterstreicht diese zusätzlich. 

Das Konzept, für das sich die zukünftige europäische Kultur-
hauptstadt entschieden hat – und die Fonds der Union haben 
dieses finanziell abgesegnet – hat allerdings nicht viel mit den 
spezifischen Eigenheiten der jugoslawischen sozialistischen 
Geschichte, an die „die Möwe“ ikonisch gebunden ist, zu tun – 
ganz im Gegenteil, sie gründet sich auf ihrer Unterdrückung und 
Nivellierung. Lapidar hat, unmittelbar nach Obersnels Proklama-
tion des Sieges des „Guten über das Böse“, der Kulturvorsitzen-
de von Rijeka Ivan Šarar erklärt: „Das wird weder ausschließlich Fo
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Wirklichkeit vollkommen verfehlt: Weit davon entfernt „antieuro-
päisch“ zu sein, legitimieren sich die neuen rechten Tendenzen 
geradezu durch die Berufung auf die Amtsdokumente der Uni-
on. Insofern ist die Transformation der „Möwe“ ein Projekt der 
verschwiegenen Verurteilung der sozialistischen Vergangen-
heit und stellt neben einem Musterbeispiel für Depolitisierung 
durch die Umwandlung „unpassender“ Geschichte in eine kom-
merzielle Touristenattraktion vor allem eine neue symbolische 
Bestätigung für die Integration der europäischen Politik in die 
Vorgehensweise der radikalen Rechten in Kroatien dar. Wenn es 
in der „links-orientiertesten“ kroatischen Stadt verwirklicht wird, 
wenn es das angesehene Mitglied der Partei feiert, die formal 
der Tradition der Kommunistischen Partei folgt und wenn er es 
dabei als Sieg des „Guten“ über das „Böse“ begreift, dann ist 
dieses Projekt am Ende nur ein sicheres Anzeichen für die in-
stitutionelle Normalisierung einer revisionistischen Politik.

Genau deshalb lohnt es sich, die bevorstehende Museums-
realisierung der „Möwe“ mit besonderem Augenmerk auf ihre 
Selbstzensur zu lesen, ausgehend von der letzten, auffäl-
lig verschwiegenen Episode der komplizierten Geschichte des 
Schiffes. Faschismus, Nationalsozialismus und Kommunismus 
werden, wie wir gesehen haben, thematisiert. Das, was jedoch 
fehlt, ist der Übergang in den Kapitalismus. Denn auf die gleiche 
nonchalante Art, mit der die fünf Kriegsjahre zu einer Metapher 
für zwei totalitäre Systeme reduziert werden und der komplexe 
sozialistische Weg Jugoslawiens als ein drittes gilt, könnte sich 
das kurz dauernde Abenteuer des griechischen Schiffsinhabers 
in eine relativ präzise Skizze des aktuellen Systems übertragen 

lassen. Ist nicht Papanicolaos Schiffskauf ein passendes Bei-
spiel ungeplanter Privatisierung des gesellschaftlichen Ei-
gentums nach dem Niedergang des Sozialismus? Ist nicht der 
unerwartete finanzielle Absturz des Geschäftsmannes am An-
fang des 21. Jahrhunderts eine Art bizarrer Vorspann für die 
baldige große ökonomische Krise? Ist nicht die Abwälzung des 
Schuldenhaufens auf die öffentliche Hand das, was passiert ist, 
nachdem die Krise ausgebrochen ist?

Und ist nicht am Ende gerade der Zusammenbruch der Illusion 
über das tadellose Funktionieren des kapitalistischen Marktes 
der Geburtsort der heutigen radikalen rechten Politik in Kroa-
tien? Denn das was sich auf zweiter Ebene des großen sym-
bolischen Kampfes für die kollektive Verurteilung des Kom-
munismus entwickelt, ist zugleich ein Löschen der Erinnerung 
an ganz konkrete Errungenschaften des jugoslawischen Sozia-
lismus: öffentlich finanzierte Bildung und Krankenversicherung, 
unvergleichbar leistbares Wohnen, ein demokratisches Modell 
der Arbeiterselbstverwaltung in der Ökonomie und alle anderen 
Komponenten eines gesellschaftlichen Systems, die trotz des 
eigenen geschichtlichen Untergangs zumindest einen Aus-
gangspunkt für Kritik des aktuellen Systems und eine Projektion 
seiner Alternativen bieten. Aber das ist, vielleicht, der Preis der 
Eintrittskarte, den wir am Eingang ins neue schwimmende Mu-
seum Rijekas werden zahlen müssen: Das dreiköpfige totalitäre 
Ungeheuer Faschismus, Nationalsozialismus und Kommunis-
mus wird einem faszinierten Publikum vorgeführt werden, nur 
damit die Erzählung über den heutigen Kapitalismus weit über 
Bord gestoßen werden kann.∑

Ist nicht am Ende gerade 
der Zusammenbruch 
der Illusion über das 
tadellose Funktionieren 
des kapitalistischen 
Marktes der Geburtsort der 
heutigen radikalen rechten 
Politik in Kroatien?
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Emese Süvecz ist freiberufliche Kunstkritikerin 
und setzt sich bei der „Patent Association Against 
Patriarchy“ in Budapest für Frauenrechte ein.

Wie man in internationalen Kunstmedien nachlesen kann, hat 
die illiberale Wende des rechtsextremen Orbán-Regimes unter 
anderem dazu geführt, dass sich die Rahmenbedingungen für 
bildende Kunst in Ungarn grundlegend verändert haben.2 Es 
besteht daher kein Zweifel, dass der Fall Ungarns seine eigene 
internationale Aufmerksamkeit benötigt. Trotzdem erscheint es 
notwendig, die historischen Dimensionen dieser Entwicklung zu 
untersuchen. Meiner Meinung nach benötigen wir in dieser Frage 
einen viel kritischeren Zugang, um in der Lage zu sein, das Sys-
tem, in dem wir agieren und unsere Rolle, die wir darin spielen, 
besser zu verstehen; ein System, das global agiert und nicht 
lokal begrenzt ist. In diesem kurzen Text ist es mir nur möglich, 
einzelne Themen anzusprechen und entsprechende Fragen zu 
formulieren. Ich werde weder näher auf die kulturpolitischen In-
terventionen der Regierung eingehen, noch auf die Rolle der Un-
garischen Akademie der Künste („Magyar Müvészeti Akadémia”, 
MMA). Diese wurde im Rahmen eines neuen Grundrechts, das 
seit 1. Januar 2012 in Kraft ist, mit einer noch nie dagewesenen 
Machtfülle ausgestattet, welche die exklusive Kontrolle über 
weite Teile der Infrastruktur der zeitgenössischen Kultur Un-
garns sowie ein gigantisches Budget auf Kosten der Kultursze-
ne des Landes umfasst. Ich werde die Gelegenheit nützen, um 
einige kritische Anmerkungen wiederzugeben und verschiedene 
künstlerische Positionen zu präsentieren, die sich zwar nicht 
direkt auf das Regime und jene ultrakonservativen KünstlerIn-

nengruppen beziehen, die vom MMA gefördert werden, sondern 
auf AkteurInnen, die von sich behaupten, für den Bereich der bil-
denden Kunst über eine Strategie zu verfügen, die das kollektive 
Überstehen der illiberalen Wende ermöglichen soll. Dabei werde 
ich mich auf eine Studie beziehen, die bereits im Jahr 2010 eben 
diese AkteurInnen befragt hat, nämlich eine Gruppe von Kurato-
rInnen, die aktuell im Zentrum einer lokalen Debatte rund um die 
OFF-Biennále stehen. Aus meiner Sicht stellt die Auseinander-
setzung mit dieser Problematik einen idealen Ausgangspunkt 
dar, um über verschiedene Fragen zur lokalen Situation nach-
zudenken und aufzuzeigen, warum es wichtig wäre, sich mit der 
Lage in Ungarn auf internationaler Ebene auseinanderzusetzen.

Vor der illiberalen Wende existierte bildende Kunst in Ungarn 
innerhalb eines relativ abgeschlossenen, autonomen Bereichs 
und wurde weitgehend von öffentlichen Institutionen dominiert. 
Der Kunstmarkt hatte das Feld noch nicht betreten und in- Fo
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Emese Süvecz

Die illiberale Wende 
in Ungarns bildender 
Kunst. Gibt es 
Konsequenzen?

„Niemand ist besser 
geeignet im Namen der 
KünstlerInnen zu sprechen 
als die KünstlerInnen 
selbst.“Jack Chambers, Gründer von CARFAC1
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teressierte sich eher für populärere Kulturformen. In Folge der 
staatlichen Interventionen ab dem Jahr 2010 verließen einige 
KuratorInnen und KunsthistorikerInnen ihre Institutionen oder 
wurden auf die eine oder andere Art „deinstitutionalisiert“, z.B. 
indem die Unterstützung ihrer Projekte durch öffentliche Gelder 
eingestellt wurde. Durch diese Umwälzungen innerhalb der klei-
nen ungarischen Kunstszene sprangen verschiedene kleinere 
Institutionen und private Initiativen ein, etwa mit der Gründung 
eigener Forschungsinstitute. Nach einer Phase der Konfronta-
tionen und des kulturellen Protests, der sich gegen die Über-
nahme wichtiger Institutionen durch die Ungarische Akademie 
der Künste richtete, dem die Regierung jedoch mit konsequen-
ter Gleichgültigkeit begegnete, wollte eine Gruppe von Kurato-
rInnen (die meisten von ihnen hatten früher im Ludwig Museum 
für zeitgenössische Kunst gearbeitet) neue Ansätze entwickeln 
und sie beschlossen, die OFF-Biennále Budapest zu gründen. 
Die Veranstaltung fand erstmals im Frühjahr 2015 statt und be-
stand aus über 200 Programmpunkten an 136 verschiedenen 
Orten wie Privatwohnungen, privaten Galerien und öffentlichen 
Plätzen. Einer selbst auferlegten Regel zufolge waren Veranstal-
tungsorte, die aus öffentlichen Mitteln finanziert wurden, von 
der Teilnahme ausgeschlossen. Stattdessen konzentrierten sich 
die OrganisatorInnen mit ihren Bemühungen um Finanzierung 
auf die Privatwirtschaft und einen Kreis von SammlerInnen, 
welche die Initiative unterstützten. Man wollte unter anderem 
beweisen, dass es möglich sei, eine große Ausstellung ohne 
staatliche Unterstützung auf die Beine zu stellen. Allerdings 
handelte es sich bei dem mutmaßlich größten Geldgeber um die 
„EEA and Norway Grants“, einem gemeinsamen staatlichen Pro-
gramm von Island, Liechtenstein und Norwegen mit dem Ziel, 
die europäische Zivilgesellschaft zu stärken, dessen Fokus aber 
nicht unbedingt auf zeitgenössischer Kunst liegt. Während das 
Budget der OFF-Biennále intransparent ist, entpuppte sich die 
Vorgabe, dass nur Sachleistungen bezahlt, die Arbeitsleistun-
gen aller Teilnehmenden (inklusive des Organisationskomitees) 

hingegen nicht abgegolten würden, als ein zwar viel strapa-
ziertes, aber letztendlich irreführendes kuratorisches Konzept. 
Irreführend deshalb, weil die teilnehmenden KünstlerInnen – im 
Unterschied zu den KuratorInnen – von den Erträgen in Form 
von symbolischem Kapital oder lukrativen, internationalen Ein-
ladungen weitgehend ausgeschlossen waren und es zudem nur 
ein entsprechender finanzieller Hintergrund erlaubt, im Rahmen 
eines solchen Projektes freiwillige unbezahlte Arbeit zu leisten.

Obwohl die OFF-Biennále auf internationaler Ebene sehr po-
sitiv rezipiert wurde (2016 konnte man den Igor Zabel Preis3 
gewinnen), waren die Kommentare in den lokalen Medien über-
wiegend kritisch – obwohl einige KritikerInnen zuvor eine aktive 
Rolle bei der Programmgestaltung und der Unterstützung der 
Veranstaltung gespielt hatten. Einer dieser KritikerInnen war der 
bekannte liberale Intellektuelle Péter György, der einen kurzen 
Artikel in „Élet és Irodalom“ (ungarisch für „Leben und Litera-
tur“) veröffentlichte, einer der führenden liberalen Wochenzeit-
schriften Ungarns. Darin beschuldigt György die OrganisatorIn-
nen, Selbstmitleid und Selbstdarstellung in den Mittelpunkt zu 
stellen, was zwar verständlich, aber nicht sonderlich spannend 
sei. Daher, so György, wäre das Programm der OFF-Biennále von 
Obertönen dominiert, während die bittersüße Illusion der Sub-
version genauso in den Hintergrund trete wie auch die fröhliche 
Praxis der Rebellion oder die Qualität der Unabhängigkeit von 
staatlichen Strukturen. Die Verantwortlichen würden zwar regel-
mäßig die Bedeutung von Selbstreflexion und Aktionismus be-
tonen, blieben die Produktion von ästhetischen und politischen 
Manifestationen aber weitgehend schuldig. 
Eine weitere kritische Reaktion zur OFF-Biennále war eine Studie 
von Gábor Andrási, dem Chefredakteur von „Műértő – Művés-
zeti és műkereskedelmi folyóirat“. Das akademische Journal 
war ursprünglich mit dem Ziel gegründet worden, über neue 
Entwicklungen am Kunstmarkt zu berichten, hat sich jedoch 
mittlerweile zu einem der führenden Publikationen für zeitge-
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nössische Kunst in Ungarn entwickelt. Andrási formulierte neun 
Fragen und stellte diese an verschiedene KuratorInnen, Kunst-
historikerInnen und Kunstschaffende, die an der OFF-Biennále 
beteiligt waren. Da die Umfrage bereits in Englisch in der 47. 
Ausgabe von „IDEA arts+society“, einem Journal für zeitgenös-
sische Kunst, veröffentlicht wurde, möchte ich an dieser Stelle 
nur auf einen Kommentar von Katalin Timár eingehen, Kunsthis-
torikerin und Kuratorin am Budapester Leopold Museum. Ihrer 
Argumentation zufolge hätte die OFF-Biennále zwar versucht, 
Antworten auf die herrschende Situation zu finden, die gewähl-
ten Instrumente seien jedoch nicht die richtigen gewesen. Nach 
der Wende von 1989 hätten es die AkteurInnen der ungarischen 
Kulturszene verabsäumt, eine Kulturpolitik zu betreiben, die 
demokratische Konzepte artikuliert und umsetzt. Stattdessen 
hätten sie versucht, ihre eigenen institutionellen Existenzen und 
Funktionen durch individuelle Übereinkommen abzusichern. Es 
genüge, so Timár weiter, ein Blick auf die Statistiken bezüglich 
öffentlicher Transferleistungen für Kultur in den letzten zwanzig 
Jahren, um zu verstehen, dass das Phänomen der Marginali-
sierung von zeitgenössischer Kunst nicht von einer bestimmten 
Regierung abhängt.

Ihr ursprüngliches Ziel, die Widerstandsfähigkeit der zeitgenös-
sischen Kunstszene zu demonstrieren, versuchten die Organi-
satorInnen der OFF-Biennále mit der Schaffung einer inklusiven 
Plattform mit flachen Hierarchien und auf Grundlage einer breiten 
Basisbewegung zu erreichen. Es stellt sich die Frage, wie sich 
eine derartige Initiative zu einer – ihren KritikerInnen zufolge – 
exklusiven Veranstaltung für ein paar Ausgewählte entwickeln 
konnte? Eine mögliche Antwort auf diese Frage stellt der Beitrag 
der KünstlerInnengruppe „Third Sector“ dar, einem gemeinsamen 
Projekt von Ádám Albert, Anna Balázs, Gábor Erlich, Dóri Ferenczy, 
David Karas, Szabolcs KissPál, Partizan Architecture und Adrienn 
Zubek. Obwohl sie der OFF-Biennále kritisch gegenüber stehen, 
formulierten sie ihre Kritik durch ihre Teilnahme. In ihrem Beitrag 
legten sie das Hauptaugenmerk auf die Frage, wie demokratische 
Strukturen auf einer Mikroebene umgesetzt werden können und 
welche Formen von hierarchischen Systemen sie hervorbringen. 
Die Gruppe führte eine Umfrage unter drei ungarischen Gemein-
schaftsinitiativen durch (Auróra, Gólya Közösségi Ház és Presszó 
und OFF-Biennále Budapest) – mit dem Ziel, ihre Erkenntnisse der 
Öffentlichkeit vorzustellen und damit die Entwicklung neuer kul-
tureller Paradigmen auszulösen. Im Rahmen einer vergleichenden 
Analyse zeigten sich innerhalb der OFF-Biennále Widersprüche 
und Konflikte in Bezug auf interne Entscheidungsprozesse und 
deren Nachvollziehbarkeit für TeilnehmerInnen. Davon betroffen 
waren vor allem KünstlerInnen und studentische KuratorInnen, die 
von ihren kuratierenden ProfessorInnen dazu angehalten waren, 
sich an der OFF-Biennále zu beteiligen und dafür verschiedene 
unbezahlte Leistungen zu erbringen. Bedeutet diese Vorgangs-
weise nun, dass die OFF-Biennále an der Umsetzung ihres ur-
sprünglichen Programms gescheitert ist? War das Programm 
nur Fassade? Falls nicht, was geht in den Köpfen der Organisato-
rInnen vor, wenn sie nach außen hin eine Sache behaupten und in 
ihrem Handeln das Gegenteil davon umsetzen?

Ich finde zwar, dass ein moralischer Standpunkt wichtig ist, 
würde aber in diesem Fall einen wissenschaftlichen Zugang 
bevorzugen, da dieser eine strukturelle Kritik sozialer Syste-
me erlaubt. Kurz vor der illiberalen Wende im Jahr 2010 hatte 
die Soziologin Ágnes Szanyi annähernd die selbe Gruppe von 
KuratorInnen befragt wie später Gábor Andrási. Ihrer Schluss-
folgerung zufolge würden KuratorInnen zum Erhalt der bereits 
erwähnten Autonomie der zeitgenössischen Kunst in vielerlei 
Hinsicht beitragen. Durch die Anwendung eines hohen Qualitäts-
standards im Hinblick auf künstlerische Diskurse und Praktiken 
definiere eine kleine, dominante Elite – ExpertInnen im Bereich 
der internationalen zeitgenössischen Kunst – ein Feld, das lo-
kalen KünstlerInnen weitgehend verschlossen bleibe, da sie al-
lein auf sprachlicher Ebene vom Diskurs ausgeschlossen seien. 
Das Resultat sei eine Gegenselektion, die zu Exklusivität und in 
weiterer Folge zu einer Autonomie der zeitgenössischen Kunst 
führe. Laut Szanyis Studie hätten KuratorInnen außerdem die 
Tendenz, zeitgenössische Kunst generell zu legitimieren und 
ihre Autonomie aufrechtzuerhalten, indem sie die grundsätz-
liche Notwendigkeit dieses Bereichs betonten. Dabei bleibe, so 
Szanyi, das grundlegende Konzept von Kultur unhinterfragt, was 
im Gegensatz zum ausgesprochen kritischen Charakter stehe, 
der zeitgenössischer Kunst in der Regel zugeschrieben wird.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Konzept des 
„curatorial turns“ in Ungarn immer noch sehr umstritten ist. Die 
OFF-Biennále hat gezeigt, dass die Trennlinie zwischen Künstle-
rInnen und KuratorInnen nicht nur immer noch existiert, sondern 
dass dieses Verhältnis deutlich zu Ungunsten der KünstlerInnen 
besteht: Diese sind von wichtigen Entscheidungen ebenso aus-
geschlossen wie auch von den symbolischen, praktischen und 
finanziellen Vorzügen, die eine kuratorische AutorInnenschaft 
mit sich bringt. In diesem Zusammenhang drängt sich die Frage 
auf, ob es sich dabei um ein lokales Phänomen handelt oder um 
einen strukturellen Aspekt der Kunstwelt. Können wir von den Er-
fahrungen der OFF-Biennále ableiten, dass eine von KünstlerIn-
nen getragene Organisation zu mehr Sicherheit und Gerechtig-
keit in der Kunstwelt führt?∑

(1) (Canadian Artists Representation/Le Front des Artistes 
Canadiens) ist eine kanadische Interessensvertretung für 
KünstlerInnen. [http://www.carfac.ca/]
(2) Aus dem Englischen übersetzt von Chris Hessle. 
(3) Der Igor Zabel Preis wurde im Jahr 2008 von der Erste-
Stiftung ins Leben gerufen und zeichnet die Arbeit von 
KunsthistorikerInnen und TheoretikerInnen in Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa aus, mit dem Ziel die Produktion von 
Kulturtechniken sowie den Austausch zwischen „Ost“ und 
„West“ zu fördern. [http://www.erstestiftung.org/project/
igor-zabel-award-for-culture-and-theory/]
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